
fung des Ausnahmezustandes der Zensur unterlag.
Die Unternehmerverbände existierten weiter, und
trotz einiger Versuche des FSLN, die man als „halb-
herzige Gleichschaltungsversuche“ kennzeichnen
könnte, blieben Gewerkschaften bestehen, die
dem Regime gegenüber kritisch eingestellt sind.
Als vielleicht wichtigste Oppositionsinstanz,
die Kontrollansprüche des FSLN abwehrte, fun-
gierte die katholische Amtskirche. Sie nahm
gegenüber dem Regime eine zunehmend kri-
tische Haltung ein. Die dem Sandinismus verbun-
dene „Volkskirche“, durch Priester wie die Brü-
der Cardenal in der Regierung repräsentiert,
blieb innerkirchlich eine Minderheitserschei-
nung.

Man hat sich vor Augen zu führen, daß demokrati-
sche Öffnungen, wie jüngst im Zusammenhang mit
dem Arias-Plan, von diesen Machtpositionen des
FSLN aus stattgefunden haben, die für eine Hege-
monialpartei typisch sind.

Im wirtschaftlichen Bereich besetzte der FSLN mit
dem Mittel der Verstaatlichung (Banken. Außen-
handel, Somoza-Besitz) zwar einige wichtige
„Kommandohöhen“, respektierte aber durchaus
das Prinzip der Gemischtwirtschaft. So wird wohl
bis heute der größte Teil des Bruttoinlandproduktes
im Privatsektor erzeugt. Im sozialen Bereich profi-
lierte sich der FSLN durch einige bedeutsame
Strukturreformen (Agrarreform, Einführung ko-
stenloser Gesundheitsfürsorge, Alphabetisierungs-
kampagne, Stützung der Preise von Grundnah-
rungsmitteln), die seine Orientierung an Normen
sozialer Gerechtigkeit bzw. sozialer Demokratie er-
kennen ließen46).

Als undemokratisch sind insbesondere Menschen-
rechtsverletzungen des sandinistischen Regimes
kritisiert worden. Zu diesem Problemkomplex
schreibt Wolfgang Dietrich unter Bezug aufdie zen-
tralamerikanischen Nachbarländer: „Erst der Um-
stand, daß sich Nicaragua in den Bereichen, die die
Integrität der Person betreffen, so deutlich von sei-
nen nördlichen Nachbarn abhebt, gibt dem Blick
für Probleme, wie die Pressezensur, den Konflikt
mit der Kirche, die Einschränkung von Streik- und
Demonstrationsrecht und anderes, frei. Denn all
diese Probleme gibt es in den anderen Ländern
Zentralamerikas in der einen oder anderen Form
auch, nur spricht man dort kaum darüber, weil man
schon mit der Arbeit an den Mord-, Folter- und
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,Verschwundenenfällen‘ kaum nachkommt...
Man beklagt die Pressezensur und schikanöse Ver-
haftungen von Journalisten in Nicaragua, übersieht
aber geflissentlich die Ermordung ihrer Kollegen in
den Nachbarländern, wo formell oft gar keine Zen-
sur existiert.“47) Tatsächlich schneidet das sandini-
stische Nicaragua gerade im Bereich elementarer
Menschenrechtsrespektierung recht gut im Ver-
gleich zu den redemokratisierten Nachbarn El Sal-
vador und Guatemala ab. Es muß hier bei dem
Hinweis bleiben, daß die Konsolidierungschan-
cen der Demokratie in beiden Ländern als prekär
zu veranschlagen sind. Denn in beiden Fällen
handelt es sich um „militärisch korsettierte Demo-
kratien“, in denen das Militär letztlich den
Handlungsspielraum der zivilen Regierungen be-
schränkt, ihren sozialen Reformbemühungen und
ihrem Verlangen nach Rechtsstaatlichkeit Gren-
zen setzt und sich wie ein Staat im Staate ver-
hält48«).

4. Transfonnationsversuche

Die Reagan-Administration war mit ihrer Contra-
Politik primär dafür verantwortlich, daß keine
ernsthaften Versuche unternommen wurden, von
innen her Fortschritte im Demokratisierungsprozeß
zu erreichen. Hierzu hätten z. B. die Wahlen von
1984 einen guten Ansatzpunkt geboten. Demge-
mäß fand die interne Opposition Nicaraguas zu we-
nig nationale und internationale Beachtung. Es
fragt sich, inwieweit ihr Verhalten durch die in Ge-
stalt der Contras — scheinbar — bestehende Op-
tion des Regimesturzes beeinflußt wurde. Diese in-
terne Opposition — selbst die kommunistisch
orientierten Parteien haben sich inzwischen der an-
tisandinistischen Opposition angeschlossen - hat
sich bisher durch Forderungen wie die Trennung
von Partei und Staat gerade in den Streit- und Si-
cherheitskräften, die Einführung der Nichtwieder-
wählbarkeit des Präsidenten und die baldige Aus-
schreibung von Wahlen hervorgetan. Es ist abzu-
warten, welche Forderungen sie als wirklich essen-
tiell betrachtet, wenn sie davon auszugehen hat.
daß die Strategie des Regimesturzes ohne Erfolgs-
aussichten ist49).



Die Nicaragua-Politik der Reagan-Administration
war von dem Versuch gekennzeichnet, das sandini-
stische Regime zum Sturz zu bringen ), auch wenn
in öffentlichen Erklärungen die Contras als „Druck
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mittel“ hingestellt wurden. Die amerikanische Ad-
ministration hat eine direkte Intervention nie als
Ultima ratio verworfen. Eine direkte Intervention
war aber schon wegen der damit verbundenen Ko-
sten und Opfer (nach Berechnungen von Experten
würden 100 000 bis 200 000 amerikanische Soldaten
benötigt) und möglicher destabilisierender Folge-
wirkungen (ganz Zentralamerika könnte zum
Schauplatz revolutionärer Kämpfe werden) immer
äußerst unwahrscheinlich. Man hoffte, daß es den
Contras gelingen würde, das sandinistische Regime
zu stürzen. Die Contras wurden von amerikani-
schen Administrationen seit November 1981 finan-
ziell unterstützt, im Sommer 1986 fand sich eine
knappe Kongreßmehrheit bereit, den militärischen
Kampf der Contras zu finanzieren. Nachdem der
Arias-Plan im August 1987 lanciert wurde, versagte
der Kongreß dem militärischen Kampf der Contras
seine weitere Unterstützung. Er hat lediglich Gel-
der für humanitäre Zwecke bewilligt. Angesichts
der Gegnerschaft im Kongreß sah die Reagan-Ad-
ministration schließlich davon ab, neue Mittel für
die militärische Unterstützung der Contras zu bean-
tragen. Das amerikanische Handelsembargo vom
Frühjahr 1985 gegen Nicaragua ist als flankierende
Maßnahme des Contra-Kampfes zu interpretieren.
Die Reagan-Administration hat auch versucht, von
Honduras aus militärisch Druck auf Nicaragua aus-
zuüben. Dort ist der Hauptteil der Contras statio-
niert.

Der Versuch der Contras, das sandinistische Re-
gime zu stürzen, versprach von vornherein wenig
Erfolgsaussichten. Denn schließlich handelt es sich
um ein Regime, das neben dem staatlichen Gewalt-
monopol über eine große Mobilisierungsstärke ver-
fügt. von großen Teilen der Bevölkerung unter-
stützt wird und pragmatisch durch unorthodoxe Re-
formen (z. B. die Agrarreform und das Autonomie-
statut für die Indios) versucht hat, den Contras das
Wasser abzugraben. Gerade die Außenlenkung
und -Unterstützung der Contras durch die USA hat
es den Sandinisten erlaubt, nationalistische Senti-
ments für sich zu reklamieren und die Contras als
»Söldner Ronald Reagans“ zu qualifizieren. Auch*

konnten sich die Contras nicht überzeugend als
demokratische Alternative anbieten. Vielmehr
scheint einem nicht unerheblichen Teil der internen
Opposition das sandinistische Regime — einen ent-
sprechenden Druck aus dem Ausland vorausge-
setzt — noch als so offen, daß Versuchen, auf fried-
lichem Wege seine Radikalisierung zu verhindern
und größere Mitsprache- und Kontrollrechte für
oppositionelle Gruppierungen durchzusetzen, der
Vorzug vor einer Unterstützung der konterrevolu-
tionären Strategie des bewaffneten Regimesturzes
gegeben wird.

Die Strategie des gewaltsamen Regimesturzes gilt
inzwischen allgemeinhin als gescheitert. Der Arias-
Plan ist ein deutliches Indiz für diese Einschätzung.
In der amerikanischen Bevölkerung stieß die Con-
tra-Politik immer mehrheitlich auf Ablehnung, Ex-
perten zweifelten an ihren Erfolgsaussichten. In-
zwischen haben die Contras alle ihre politisch po-
tentiell attraktiven Köpfe, wie Eden Pastora, Al-
fonso Robelo und Arturo Cruz, verloren. Übrig
geblieben sind militärische Führer, die wegen ihrer
Vergangenheit in Somozas Nationalgarde, ihrer
Korruption und Menschenrechtsverletzungen
kaum als glaubwürdige demokratische Alternative
zu den Sandinisten gelten können. Seit Monaten
befinden sich die Contras in einem Waffenstill-
stand. Es ist sehr unwahrscheinlich, daß sie erneut
als bedeutende militärische Kraft in Nicaragua in 
Erscheinung treten werden. Auch dürfte der neue
amerikanische Präsident, George Bush, kaum wie
sein Vorgänger auf die Contra-Karte setzen, schon
wegen der Mehrheitsverhältnisse im Kongreß.
Überlegungen zum Demokratisierungsproblem in
Nicaragua haben deshalb davon auszugehen, daß
die Strategie des militärischen Regimesturzes ge-
genüber den Sandinisten gescheitert ist und sich 
eine weitere Demokratisierung des Regimes nicht
ohne die Sandinisten durchsetzen läßt.

5. Aussichten für die weitere Demokratisierung
und die Konsolidierung eines demokratischen
politischen Systems

Es wurde herausgearbeitet, daß sich für das sandi-
nistische Regime ein ambivalenter Befund ergibt,
wenn man Normen politischer Demokratie anlegt.
Im folgenden wird davon ausgegangen, daß die
Contras gescheitert sind, von den USA weiter nicht
mehr militärisch unterstützt werden und die Sandi-
nisten die Entschuldigung — sei sie nun gerechtfer-
tigt oder ungerechtfertigt — nicht mehr haben, der
Bürgerkrieg und die aggressive Politik der USA
seien für Abweichungen von Revolutionsverspre-
chen (Pluralismus, gemischtwirtschaftliche Ord-



nung, Blockfreiheit) und ökonomische Mangeler-
scheinungen (etwa die extrem hohe Inflationsrate)
verantwortlich.

An der Debatte, was die Sandinisten „im Innersten
ihres Herzens“ denken bzw. dachten, welcher
Traum von welcher politischen und gesellschaftli-
chen Ordnung sie ideologisch bewegt bzw. be-
wegte, wollen sich die Autoren nicht beteiligen51).
Vielmehr unterstellen sie, daß den Sandinisten vor
der Machteroberung — vage — die Errichtung ei-
nes „zweiten Cuba“ vorschwebte. Auf diese Weise
wird das Problem der Demokratisierung Nicara-
guas zu einer besonderen theoretischen Herausfor-
derung, die sich nicht stellen würde, wenn man die
Sandinisten als eine Art von „tropischen Sozialde-
mokraten in Uniform“ begriffe. Tatsächlich vollzog
sich die Machteroberung in Nicaragua nach ähnli-
chen Regeln wie in Cuba — was vielfach in Verges-
senheit geraten ist. Castro gab sich vor der Macht-
eroberung programmatisch gemäßigt, stellte bal-
dige freie demokratische Wahlen in Aussicht,
schmiedete eine breite, heterogen zusammenge-
setzte Oppositionsallianz und galt im In- und Aus-
land als radikaler Demokrat ).52

Wenn man Fortschritte des Demokratisierungspro-
zesses im sandinistischen Nicaragua erwartet, kann
man sich vor allem auf externe Faktoren berufen.
Die UdSSR hat zwar das sandinistische Regime
durch Waffenlieferungen und Wirtschaftshilfe bis-
her tatkräftig unterstützt, im wesentlichen hat es 
sich aber um eine Überlebens-, nicht um eine Auf-
bauhilfe, die das revolutionäre Nicaragua attraktiv
machen würde, gehandelt ). Ökonomisch befindet
sich das Land in einer schweren Krise, der Lebens
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standard hat sich zunehmend verschlechtert, die
Arbeitslosigkeit wächst, Versorgungsengpässe neh-
men zu. die Inflationsrate beträgt mehrere tausend
Prozent54), in den Unterschichten herrscht Hun-
ger. Nichts deutet daraufhin, daß die UdSSR bereit
wäre, in Nicaragua ein „zweites Cuba“ zu finanzie-
ren. Zum einen hat sich die Finanzierung Cubas für
die UdSSR als ungeahnt kostspielig erwiesen, auch
aus strategischen Gründen lohnen sich angesichts
der Gegnerschaft der USA keine Risikoinvestitio-
nen in Nicaragua. Hinzu kommt, daß unter Gorba-
tschow interne Reformen der Sowjetunion im Mit-
telpunkt stehen und die Neigung gesunken ist, so-
zialistische Verbündete in fernen Ländern durch

hohe Beträge zu unterstützen und für sie schwer
einzuschätzende Risiken in Kauf zu nehmen.

Angesichts der erklärten Gegnerschaft der nahen
USA und der begrenzten Investitions- und Risiko-
bereitschaft der fernen UdSSR bestand für das san-
dinistische Nicaragua wohl nie — auch nicht vor
Gorbatschow — die Option, sich in einen Klientel-
staat der UdSSR zu verwandeln. In einiger Über-
spitzung sei als Hypothese formuliert: Vor mehr als
20 Jahren gab es für das revolutionäre Cuba nur
eine Alternative: die Abhängigkeit von den USA
oder die von der Sowjetunion. Die Sandinisten se-
hen sich nicht mit dieser Entweder-Oder-Entschei-
düng konfrontiert und haben nicht diese „Wahlfrei-
heit“.

Ziel der Contadora-Initiative, die von den regiona-
len Mittelmächten Mexico. Venezuela und Colum-
bien sowie dem zentralamerikanischen Panama
1983 gestartet wurde und die die ausdrückliche Un-
terstützung lateinamerikanischer Demokratien
(Brasilien, Argentinien, Uruguay und Peru) und
der Europäischen Gemeinschaft erhielt, war es, vor
allem sicherheitspolitische Vereinbarungen in Zen-
tralamerika, insbesondere gegenüber dem sandini-
stischen Nicaragua durchzusetzen, die Besorgnis-
sen der USA Rechnung tragen. So ist in den Con-
tadora-Akten unter anderem vorgesehen, daß sich
die zentralamerikanischen Staaten verpflichten,
keine Militärstützpunkte fremder Mächte zu errich-
ten und ausländische Militärberater abzuziehen.
Für Nicaragua würde dies bedeuten, daß die
UdSSR keine Militärstützpunkte erhält und Mili-
tärberater aus kommunistischen Ländern, z. B. aus
Cuba, das Land verlassen müßten. Der Arias-Plan,
der von den zentralamerikanischen Regierungen im
August 1987 unterzeichnet wurde, konzentriert sich
vor allem auf interne Demokratisierungsmaßnah-
men55). Er knüpft an die Contadora-Initiative an.
indem er Voraussetzungen schaffen will, die das
außen- und sicherheitspolitisches Wohlverhalten
des sandinistischen Nicaragua innenpolitisch absi-
chem. Mit der Unterzeichnung des Arias-Plans)
hat sich das sandinistische Nicaragua auf Demokra
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tisierungsmaßnahmen festgelegt wie: Aufhebung
des Ausnahmezustandes, Gewährleistung der Mei-
nungs-, Informations- und Versammlungsfreiheit,
die Abhaltung freier, von internationalen Vertre-



tern beobachteter Wahlen zu den in der Verfassung
vorgesehenen Terminen, zusätzlich Wahlen zum
neuzubildenden zentralamerikanischen Parlament.
Zudem sieht der Arias-Plan Dialoge der Regierung
mit der internen Opposition vor. Guerilla-Gruppen
in Nachbarländern sollen nicht unterstützt werden,
mit Guerilla-Gruppen im eigenen Land sollen Ver-
handlungen über einen Waffenstillstand geführt
werden. Vorgesehen ist ferner eine breite politische
Amnestie.

Der Arias-Plan kann als Indiz dafür gewertet wer-
den. daß die USA-freundlichen Regierungen der
Region in Costa Rica. El Salvador, Guatemala und
Honduras von der Untauglichkeit der Contra-Poli-
tik des Regimesturzes bzw. der Überlebensfähig-
keit des sandinistischen Regimes überzeugt sind.
Angesichts dieser Sachlage räumen sie — nicht zu-
letzt im wohlverstandenen US-amerikanischen Si-
cherheitsinteresse — der internen Demokratisie-
rung Nicaraguas Priorität ein. Dem Arias-Plan fol-
gend, sind die Sandinisten in Verhandlungen mit
denContras eingetreten, die zum — bisher andau-
ernden — provisorischen Waffenstillstand geführt
haben, sie haben die Pressezensur beendet und An-
fang des Jahres 1988 den Ausnahmezustand aufge-
hoben. Präsidentschafts-, Parlaments- und Kom-
munalwahlen sowie die Wahlen zum zentralameri-
kanischen Parlament werden 1990 stattfinden. Der
Druck aus dem nahen und dem fernen westlichen
Ausland hat also die Sandinisten zu bedeutsamen
Konzessionen veranlaßt, die manche Beobachter
für unwahrscheinlich erachtet hatten.

Dauerhafte, nicht nur vorübergehende, später wie-
der zurückgenommene Konzessionen an demokra-
tische Ordnungserwartungen des westlichen Aus-
landes liegen deshalb im sandinistischen Interesse,
weil nur bei demokratischem „Wohlverhalten“
westliche Wirtschaftshilfe wieder in vollem Umfang
aufgenommen wird und mit einer Beendigung des
ökonomischen Boykotts, den die USA seit 1985
gegenüber Nicaragua praktizieren, zu rechnen ist.
Ohne intakte Handelsbeziehungen zu westlichen
Ländern und ohne westliche Wirtschaftshilfe wäre
das sandinistische Regime gezwungen, auf Dauer
einen Hungersozialismus zu praktizieren, der seiner
internen Legitimation abträglich ist. Die Sandini-
sten spekulieren darauf, daß sich die neue amerika-
nische Administration vom Kurs der Reagan-Ad-
ministration abwenden, pragmatisch verfahren und
auf eine Unterstützung der Contras verzichten
Mird. Sie halten ein Arrangement mit der neuen
amerikanischen Administration für durchaus mög-
ich. Die Beendigung ökonomischer Boykottmaß-
»ahmen und die Wiederaufnahme westlicher Wirt-
Khaftshilfe wird die Sandinisten — so spekulieren
* - in die Lage versetzen, einen Wirtschaftsauf-

schwung herbeizuführen, der sich zum Wahltermin
1990 für sie in Wählerstimmen auszahlt. Nur Fort-
schritte in der Demokratisierung gemäß dem Arias-
Plan bieten ihnen einen Ausweg aus der unhaltba-
ren ökonomischen Notlage der Gegenwart.

Der Arias-Plan weist für die Sandinisten den Vor-
zug auf. daß er ihre Überlebensinteressen berück-
sichtigt. So verlangt er von ihnen nicht, daß sie den
Wahlen von 1984, die ihnen eine solide Mehrheit
verschafften, nachträglich die demokratische Legi-
timation absprechen. Man kann die These vertre-
ten, daß die Sandinisten mit einem demokratischen
politischen System leben können. Auch wenn der
FSLN bei Wahlen unter 50 Prozent absinken sollte,
hätte er immer noch die Möglichkeit, durch eine
Koalition an der Regierung zu bleiben. Das Argu-
ment, bei freien Wahlen würden die Nicaraguaner
die Sandinisten eindeutig ablehnen, ist wenig plau-
sibel. In diesem Zusammenhang sei daran erinnert,
daß die Sandinisten bei den Wahlen vom November
1984. die relativ fair durchgeführt wurden, bei einer
hohen Wahlbeteiligung immerhin 67 Prozent der
abgegebenen gültigen Stimmen auf sich zogen. Die
Wahlen fanden in einem ökonomischen Krisenjahr
statt. Auch wenn sich die ökonomische Krise seit-
dem verschärft und die soziale Unzufriedenheit sich
erheblich intensiviert haben, ist nicht damit zu rech-
nen, daß die Sandinisten unter die 40 Prozent-
Marke geraten werden. Das neue Wahlrecht, wel-
ches die Sandinisten begünstigt, wird vermutlich
ihnen eine Parlamentsmehrheit bescheren, auch
wenn sie Stimmenverluste erleiden sollten. Selbst
bei einem — allerdings sehr unwahrscheinlichen —
Verlust der Regierungsgewalt würden die Sandini-
sten dank ihrer Kontrolle über die Streit- und Si-
cherheitskräfte und dank ihrer Massenorganisatio-
nen auch weiterhin einen gewichtigen Machtfaktor
in Nicaragua darstellen.

Auch gilt es die normative Kraft des Faktischen
nicht zu mißachten. Mit ihren Revolutionsverspre-
chen (Pluralismus etc.), dem Fundamentalstatut
der Verfassung und in ihren öffentlichen Erklärun-
gen haben sich die Sandinisten an demokratisch-
pluralistische Legitimationsprinzipien gebunden,
auch wenn ihnen selbst die revolutionäre Legitima-
tion ausreichend sein mag. An diesen demokra-
tisch-pluralistischen Legitimationsprinzipien wer-
den sie im In- und Ausland gemessen. Selbst in 
Perioden der Verhärtung haben sie einen begrenz-
ten parteipolitischen Pluralismus respektiert. Die
Wahlen von 1984 und Konzessionen in Zusammen-
hang mit dem Arias-Plan haben eine erhebliche fak-
tische demokratische Kompromißbereitschaft der
Sandinisten erkennen lassen. Kurzum: Es ist letzt-
lich nicht entscheidend, ob die Sandinisten „Plura-
listen wider Willen“ sind, sondern welches Ausmaß



an Pluralismus sie zu respektieren bereit waren und
sind.

Ein Kurswandel in der amerikanischen Politik
würde den Sandinisten die „Allzweckentschuldi-
gung“ nehmen, die USA und der Bürgerkrieg seien
für Verstöße gegen demokratische Revolutionsver-
sprechen und ökonomische Mangelerscheinungen
hauptsächlich verantwortlich. In verstärktem Maße
würden sie sich gezwungen sehen, eine demokrati-
sche Legitimation einzuholen und durch ökonomi-
sche Leistungen zu überzeugen, die ihnen interne
Zustimmung sicherten. Die Sandinisten könnten
aber durchaus davon profitieren, wenn die USA
definitiv von einer Regimesturzstrategie Abschied
nehmen, die Contra-Unterstützung einstellen und
auch auf Versuche einer „Ausblutungsstrategie“
(ökonomischer Boykott; die Contras als „Druckin-
strument“) verzichten würden. Wenn die nicara-
guanischen Unternehmer fest damit rechnen müß-
ten. daß das Regime überleben wird und nicht zu
stürzen ist. würden sie politisch motivierte Investi-
tionsstreiks einstellen. Die gemischtwirtschaftliche
Ordnung Nicaraguas hätte dann endlich die
Chance, ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis zu
stellen. Angesichts der Existenz der Contras und
der aggressiven, auf einen Sturz des sandinistischen
Regimes abzielenden Politik der USA war es für die

interne Opposition Nicaraguas immer sehr schwie-
rig, sich als loyale Opposition zu verstehen und
dementsprechend zu präsentieren. Die Sandinisten
wurden dazu angeregt, ja geradezu eingeladen, die
interne Opposition illoyaler Aspirationen zu ver-
dächtigen. Die Distanzierung der USA von einer
Regimesturzstrategie würde vermutlich dazu bei-
tragen. daß sich die politische Polarisierung zwi-
schen dem sandinistischen Lager und der internen
Opposition abschwächt.

Bei Fortschritten im Bereich der politischen Demo-
kratie wird der FSLN von Maßnahmen profitieren
können57), die der sozialen Demokratie zugerech-
net werden können. In diesem Zusammenhang
wurden Verstaatlichungsmaßnahmen (Somoza-Be-
sitz. Finanzsektor. Außenhandel), die Agrarre-
form, die kostenlose Gesundheitsbetreuung und die
massive Alphabetisierungskampagne bereits er-
wähnt. Weitere größere sozio-ökonomische Struk-
turreformen, die für politische Polarisierungen sor-
gen könnten, sind in Zukunft nicht mehr zu erwar-
ten. Es ist unwahrscheinlich, daß die interne Oppo-
sition diese Maßnahmen bei den nächsten Wahlen
prinzipiell in Frage stellen wird und eine Rückkehr
zum sozialen Status quo ante verlangt. Mit einer
solchen Vorgehensweise würde sie Wählerstimmen
verlieren.

IV. Perspektiven der Demokratisierung in Chile und Nicaragua:
Ein Vergleich

Die fundamentalen und vielfältigen Unterschiede
zwischen Chile und Nicaragua, die in der vorliegen-
den Untersuchung klar hervorgetreten sind, sollen
nicht erneut genannt werden. Für die nachfolgen-
den Überlegungen, die sich die Frage stellen, inwie-
weit sich in beiden Fällen ein ähnliches analytisches
Vorgehen (ein ähnlicher „approach“ bzw. „enfo-
que“) empfiehlt und sich für beide Fälle einige
— notwendigerweise sehr abstrakte — Hypothesen
möglicherweise bewähren, mag der Hinweis genü-
gen, daß die Demokratisierung in Chile die Ver-
drängung der bisherigen Herrschaftselite (der Mili-
tärs) durch zivile Oppositionsparteien aus politi-
schen Machtpositionen impliziert, während der
FSLN in Nicaragua aller Voraussicht nach an der
Macht bleibt und Fortschritte bei der Demokratisie-
rung in diesem Lande davon abhängig sind, inwie-
weit der FSLN bereit ist. seine Machtausübung im
verstärkten Maße demokratischen Rahmenbedin-
gungen zu unterwerfen. Im ersten Fall geht es also
um die Errichtung (genauer: Wiedererrichtung) ei-
nes demokratischen politischen Systems, das den
Wechsel der Herrschaftselite voraussetzt, im zwei-
ten Fall um den Ausbau der Demokratie durch die

bisherige Herrschaftselite. Es wäre verhängnisvoll.
Demokratisierung in Nicaragua mit dem Sieg anti-
sandinistischer Kräfte (sei es im Bürgerkrieg oder
durch Wahlen) gleichzusetzen. In unrealistischer
Weise, aus ideologischer Voreingenommenheit
bzw. in steriler Orientierung an bekannten Mustern
würde man die für Nicaragua relevante Frage, unter
welchen Bedingungen sich Marxisten-Leninisten
nach der Machteroberung zur Praktizierung demo-
kratisch-pluralistischer Normen bereitfinden, als
sinnlos verwerfen.

1. Autoritäre Regime, mögen sie auch noch so leg-
timations- und mobilisierungsschwach sein, lassen
sich auf friedliche Weise, durch politische Massen-



mobilisierung, die ihren Ausdruck in Streiks und
Demonstrationen findet, nicht stürzen. Das staatli-
che Gewaltmonopol (mit anderen Worten: ihre mo-
nopolartige Verfügung über Zwangsressourcen)
und ihre Bereitschaft, Gewalt gegen Kontrahenten
einzusetzen, sind ausreichend, um einen Regime-
sturz zu verhindern. Ein Vergleich von Chile und
Nicaragua bestätigt diese generelle Hypothese. So
war es weder der zivilen Opposition in Nicaragua
möglich, Somoza von der Macht „hinwegzudemon-
strieren“, noch erwies sich die nichtrevolutionäre
ruptura als realistische Transformationsstrategie im
Chile Pinochets. Erfahrungen der (Re-)Demokrati-
sierung autoritärer Regime in anderen Ländern zei-
gen. daß allgemein die nichtrevolutionäre ruptura
wenig Erfolgsaussichten bietet.

2. Autoritäre Regime sind, wenn überhaupt, nur
auf revolutionäre Weise (durch eine revolutionäre
ruptura) zu stürzen. Revolutionen stellen aber hi-
storische Ausnahmefälle des Regimewechsels bzw.
der Regimetransformation dar, und sie vollziehen
sich nur unter bestimmten Sonderbedingungen.
Am Beispiel des revolutionären Sturzes des So-
moza-Regimes wurden diese Sonderbedingungen
herausgearbeitet (externe und interne Isolation des
Sippenregimes; das Unvermögen der zivilen Oppo-
sition, das Regime auf friedliche Weise zu transfor-
mieren; Selbstdarstellung der revolutionären Op-
position als demokratisch-sozialreformistische Al-
ternative). Gegen das Pinochet-Regime versprach
die Strategie revolutionärer ruptura, wie sie von
den Guerilla-Organisationen FPMR und dem MIR
und zum Teil auch der Kommunistischen Partei
propagiert wurde, von vornherein keinen Erfolg.
Als rechtsautoritäres Regime wurde das Pinochet-
Regime von der Oberschicht und Teilen der Mittel-
schichten gegen linke Revolutionäre unterstützt
und besaß wegen seiner Negativlegitimation
(„Schreckgespenst“ der Unidad Popular-Regie-
rungsperiode) und seiner wirtschaftlichen Leistun-
gen einen nicht unerheblichen Rückhalt in der Be-
völkerung, wie auch das Plebiszit zeigte. In der
Bevölkerung stießen zudem revolutionäre Aktio-
nen mehrheitlich auf Ablehnung. Mit seinem
„Transfonnationsfahrplan“, z. B. der Plebiszitbe-
stimmung, schien das Regime die Möglichkeit zur
gewaltfreien Rückkehr zur Demokratie zu bieten.
Somoza lehnte es ab. ein Plebiszit abzuhalten, weil
er mit seiner Niederlage rechnete und bei einer
Demokratisierung — nicht erst bei einer Revolu-
tion — mit dem Verlust auch seiner ökonomischen
Privilegien rechnen mußte. Demgegenüber erwar-
teten Pinochet und seine Kernanhängerschaft bis
zuletzt den Sieg im Plebiszit. Auch braucht das chi-
lenische Militär aus Gründen, die genannt wurden,
eine authentische Demokratie nicht im gleichen

Maß zu fürchten wie Somoza und die Somozisten.
Spekulieren läßt sich, daß die revolutionäre Oppo-
sition in Chile einen Aufschwung genommen hätte,
wenn es zum Sieg Pinochets im Plebiszit gekommen
wäre. Die von der Mehrheit der Oppositionspar-
teien befolgte Strategie der Redemokratisierung via
reforma hätte dann als diskreditiert gegolten.
Warum die Contras keine Siegesaussichten hatten,
wurde begründet.

3. Die Redemokratisierungsforschung („Tran-
sitionsforschung“) hat zur Entwicklung realistischer
Erwartungshorizonte geführt, die die gesamten
Analysen auch normativ prägen. So wird im Falle
des „Nachzüglers“ im Redemokratisierungsprozeß.
Chile, davon ausgegangen, daß nach dem Plebiszit
in Verhandlungen zwischen gemäßigten Kräften
der Opposition und des Regimes versucht wird, für
beide Seiten akzeptable Einigungen zu erzielen.
Gegenüber den Militärs sieht sich die Opposition
mit der doppelten Aufgabe konfrontiert, ihnen ei-
nerseits zu demonstrieren, daß das Festhalten an
der autoritären Herrschaft sinnlos und nachteilig
ist, und daß andererseits eine Rückkehr zur Demo-
kratie keine größeren Gefahren für die Militärs
impliziert. Die Transitionsforschung schenkt also
der Rolle antidemokratischer bzw. ambivalent de-
mokratischer Kräfte gebührende Aufmerksamkeit.
In diesem Sinne begreift sie Demokratie als Muster
der Konfliktregulierung, das antidemokratischen
bzw. ambivalent demokratischen Kräften einen ak-
zeptablen Ausweg aus einer als unhaltbar erkann-
ten Situation bieten soll. Dementsprechend wurde
für Chile begründet, warum die Militärs vermutlich
mit einer Rückkehr des Landes zur Demokratie
leben können. In gleicher Weise wurde nüchtern
gefragt, inwieweit Fortschritte bei der Demokrati-
sierung Nicaraguas mit fundamentalen Eigeninter-
essen der Sandinisten — ihnen wurde, auch wenn
das strittig ist, ein ideologischer Marxismus-Leni-
nismus unterstellt — vereinbar sind. Generell ge-
ben diese Überlegungen Anlaß zur folgenden ab-
strakten Hypothese: Eine Demokratisierung setzt
nicht voraus, daß alle relevanten politischen Ak-
teure demokratisch gesinnt sind. Alle relevanten
politischen Akteure müssen aber bei nüchterner
Interessen- und Kostenkalkulation davon ausgehen
können, daß in einer demokratischen Ordnung
nicht gegen ihre fundamentalen Eigeninteressen
verstoßen wird. Anders formuliert: Sie müssen zu
der Überzeugung gelangen, daß sie mit dem spe-
ziellen Muster der Konfliktregulierung, Demokra-
tie genannt, leben können ).58



4. Die Elemente eines eingeschränkten und be-
grenzten Pluralismus und demokratischer oder nur
quasi-demokratischer Spielregeln begünstigen
Fortschritte bei der Demokratisierung bzw. Rede-
mokratisierung. So war die de facto-Toleranz der
bis 1987/88 verbotenen Oppositionsparteien in
Chile durch das Pinochet-Regime Voraussetzung
dafür, daß die traditionellen Parteien — auch die
immer noch legal verbotenen marxistischen Par-
teien — erneut erstarken konnten. Und in Nicara-
gua war es durchaus von Bedeutung, daß nicht-san-
dinistische Parteien erlaubt waren (und sind), wenn
ihnen auch geringere Rechte eingeräumt wurden.

Vergleichbar waren insbesondere das Plebiszit in
Chile vom Oktober 1988 und die Präsidentschafts-
und Parlamentswahlen in Nicaragua vom Novem-
ber 1984. Im Vorfeld beider Wahlen sahen sich die
Regimeeliten, da sie bestrebt waren, möglichst
viele Stimmen zu gewinnen, zu Korrekturen ihrer
bisherigen Politik veranlaßt. So wurde in Nicaragua
das Tempo der Agrarreform beschleunigt und es 
wurden nicht mehr Staats-, sondern in erster Linie
Familienbetriebe bei Umverteilungen bedacht. In 
Chile entdeckte das Regime die bisher mißachteten
Unterschichten als politisch maßgebliche Stimmen-
lieferanten und setzten einige Maßnahmen zu ihren
Gunsten in Gang. In beiden Fällen wurde korrekt
ausgezählt, und es erhielt die Opposition, obwohl
die Regimeelite das wichtigste Massenmedium, das
Fernsehen, kontrollierte und mit einem klaren
Wettbewerbsvorteil in den Wahlkampf eintrat, für
einige Wochen begrenzte Möglichkeit zur Wahl-
werbung, auch im Fernsehen. Gerade in Kenntnis
der chilenischen Plebiszitergebnisse kann eine frü-
here Einschätzung der Wahlen in Nicaragua wie-
derholt werden: „Wenn die Unzufriedenheit mit
dem FSLN tatsächlich so groß war, wie Kritiker im
Inland und Ausland behaupteten, dann hätten sie
unter den geschilderten Wahlprozeßbedingungen
ihren Ausdruck in einem mächtigen Votum für anti-
sandinistische Parteien finden müssen.“59) Es ge-
wann aber der FSLN bei einer hohen Wahlbeteili-
gung immerhin 67 Prozent der gültigen Stimmen.

Es ist bedauerlich, daß die amerikanische Admini-
stration diesen Wahlen demokratischen Charakter
absprach, während sie in Chile dem Plebiszit einen
Charakter als demokratische Testwahl zuerkannte.
Sie setzte sich aktiv dafür ein. daß sich Parteien, wie
die christdemokratische und die konservative, die
der Coordinadora Democrätica angehörten, nicht

an den Wahlen beteiligten. Diese Parteien wurden
zur eigentlichen Opposition hochstilisiert, ohne de-
ren Teilnahme die Wahlen keinen demokratischen
Wert hätten. Wahrscheinlich hätten aber die der
Coordinadora angehörigen Parteien bei den
Wahlen nicht sonderlich gut abgeschnitten. Die Un-
terstützung der Contras hätte sich gegen einen
durch demokratische Wahlen legitimierten FSLN
nicht mehr rechtfertigen lassen. Es ist zu hoffen,
daß erstens auch die der Coordinadora angehörigen
Parteien sich an den nächsten Wahlen, die 1990
stattfinden sollen, beteiligen werden; daß zweitens
die neue amerikanische Administration die Wahl-
teilnahme unterstützt; daß drittens auch ein Wahl-
sieg des FSLN akzeptiert wird. Auch im Falle eines
Wahlsiegs des FSLN würde eine gewichtige antisan-
dinistische Opposition im Parlament dank ihrer Un-
terstützung im westlichen Ausland ein enorm star-
kes Hindernis gegen befürchtete diktatorische Ten-
denzen des FSLN darstellen.

f
5. Die Konsolidierungschancen eines demokrati-
schen politischen Systems wurden in beiden Fällen,
allerdings aus unterschiedlichen Gründen, als gün-
stig eingeschätzt. Für Chile wurden vornehmlich
interne, für Nicaragua vornehmlich externe Gründe
für diese Beurteilung ins Feld geführt. Gleichwohl
lassen sich einige Gemeinsamkeiten entdecken:

a) Eine grundlegende Voraussetzung für eine sta-
bile Demokratie ist die Unterordnung des Militärs
unter zivile Kräfte. Es wurde begründet, warum
hierzu in Chile größere Hoffnungen bestehen als in
postautoritären Nachbarländern. Das Muster der
zivil-militärischen Beziehungen in Nicaragua mag
den Beobachter an das cubanische Beispiel oder an
osteuropäische Vorbilder erinnern. Gleichwohl
sollte man nicht verkennen, daß die Sandinisten,
die sich selbst als „politisch-militärische Avant-
garde“ verstehen, mit der Schaffung ihnen ideolo-
gisch treuergebener Streit- und Sicherheitskräfte
verhindern, daß das Militär zu einer eigenständigen
Machtgröße wird, die den Bestand der Demokratie
gefährden könnte.

b) Im Falle Chiles begünstigt die Existenz der in
einer langen Geschichte geschaffenen soliden de-
mokratischen politischen Kultur die Stabilität eines
wiedererrichteten demokratischen politischen Sy-
stems. Nicaragua weist dagegen eine nur sehr ambi-
valente demokratische politische Kultur auf. Im-
merhin wird gemäß dieser politischen Kultur die
Monopolherrschaft einer Partei abgelehnt, Dissenz
und Opposition gelten als normal, Diktaturen wer-
den nicht als Dauererscheinungen, sondern nur für
Krisenzeiten als legitim akzeptiert. Mit anderen
Worten: Ein Versuch des FSLN, eine Einpartei-
herrschaft in Nicaragua zu installieren, würde auf



Resistenz innerhalb der nicaraguanischen Bevölke-
rung stoßen.

c) Die Stabilitätschancen von Demokratie werden
günstig beeinflußt, wenn Strukturreformen, die der
sozialen Demokratie zugerechnet werden können,
stattgefunden haben und zentrale sozio-ökonomi-
sche Ordnungsfragen nicht nach der polarisieren-
den Devise Kapitalismus oder Sozialismus. Markt
oder Plan diskutiert werden. Für Chile wurde auf
die Agrarreform, die bereits unter Frei und Allende
stattfand, hingewiesen und auf historische Erfah-
rungen. die eine nichtideologische Debatte sozio-
ökonomischer Ordnungsfragen begünstigen. Für
Nicaragua wurde ebenfalls auf einige Strukturrefor-
men hingewiesen, die keine Oppositionspartei, die
günstige Wahlchancen haben will, infrage stellen
darf. Auch dürften planwirtschaftliche Experi-
mente der Sandinisten bei der nicaraguanischen
Bevölkerung die Neigung verringert haben, sozio-
ökonomische Probleme im Sinne eines ideologi-
schen Sozialismus anzugehen.

d) Es ist für beide Länder auf die der Demokratie
dienlichen „Lernerfahrungen" und „Lernmöglich-
keiten“ zu verweisen. Die Sandinisten haben ge-
lernt, daß sie auch mit einem demokratischen poli-
tischen System leben können. Die nicaraguanische
interne Opposition hat noch zu lernen, daß der
Traum von einem Regimesturz unrealistisch ist und
die Sandinisten gerade dann in Bedrängnis gebracht
werden können, wenn die Opposition sich als loyal-

demokratische Opposition verhält. Negative und
positive historische Erfahrungen begünstigen in
Chile vermutlich Tendenzen zu einem Abbau des
traditionellen parteipolitischen Lagerdenkens und
zur Ausbildung von Koalitions- und Kompromißbe-
reitschaft. Das chilenische Militär wird Abstand
davon nehmen, wieder nach der direkten Herr-
schaft zu greifen, wenn es die Erfahrungen macht,
daß fundamentale Eigeninteressen in der neuen chi-
lenischen Demokratie respektiert werden.

Fazit: Bei einer vergleichenden Analyse von
(Re-)Demokratiesierungsprozessen bietet sich eine
Forschungsstrategie an, die nicht nur nach den de-
mokratischen Intentionen der relevanten politi-
sehen Akteure Ausschau hält, sondern sich auch
von der Frage leiten läßt, unter welchen Bedingun-
gen und auf Grund welcher Faktoren politische
Akteure, denen eine antidemokratische oder ambi-
valente Haltung zur Demokratie zugeschrieben
werden kann, demokratischen Grundsätzen und
Verfahren zustimmen. Für die demokratische Op-
position ist es in der Regel günstiger, sich auf eine
mit verschiedenen Einschränkungen verbundene,
zunächst von der Regimeelite kontrollierte demo-
kratische Öffnung einzulassen und auf die Eigendy-
namik des Demokratisierungsprozesses zu setzen,
als — zumeist vergeblich — auf eine politische
Konstellation zu warten, in der sich die demokrati-
schen Idealvorstellungen der Opposition möglichst
ohne Abstriche verwirklichen lassen.



Michael Ehrke

Mexiko: Die Wahlen vom 6. Juli 1988 -
ein Ende der Einparteienherrschaft?

Die politische Entwicklung Mexikos weist ein Para-
dox auf: Unter in- und ausländischen Beobachtern
besteht weitgehende Einigkeit darüber, daß trotz
der präsidialdemokratischen Verfassung des Lan-
des allgemeine Wahlen bei der Festlegung, wer mit
welchem Programm regieren soll, eine marginale
Rolle spielen ')• Und doch sind die wesentlichen
Weichenstellungen der mexikanischen Geschichte

durch Wahlen bzw. die Auseinandersetzungen um
Wahlen und ihre Ergebnisse bestimmt. Viel spricht
dafür, daß auch die Präsidentschafts- und Parla-
mentswahlen vom 6. Juli 1988 eine neue Phase der
politischen Entwicklung einleiten. Welche Rich-
tung diese auch nehmen wird: Die Rückkehr zu den
alten Strukturen scheint ausgeschlossen. Die fol-
genden Ausführungen sollen dies belegen.

I. Die Wahlen von 1910: „Respektierung des Wahlrechts,
keine Wiederwahl!“

Im Wahljahr 1910 stand die routinemäßige sechste
Wiederwahl des Diktators Porfirio Diaz an, der das
Land (mit einer vierjährigen Unterbrechung) seit
34 Jahren regiert hatte. Maximal fünf Prozent der
mexikanischen Bevölkerung beteiligten sich an dem
Urnengang, dessen Ausgang von vornherein fest-
stand. Es verunsicherte die herrschende Elite nicht,
daß 1910 ein liberaler Großgrundbesitzer, Fran-
cisco I. Madero, gegen den institutionalisierten
Wahlbetrug anzukämpfen versuchte und sich von
einer kleinen Gruppe oppositioneller Liberaler zum
Gegenkandidaten gegen Diaz aufstellen ließ. Er-
wartungsgemäß gewann Diaz mit überwältigender
Mehrheit, und Madero mußte vor der drohenden
Inhaftierung in die USA fliehen. An der Grenze rief
er mit der Parole „Respektierung des Wahlrechts,
keine Wiederwahl!“ die Mexikaner auf, das offi-
zielle Wahlergebnis mit der Waffe in der Hand an-
zufechten. Seine Chancen waren denkbar schlecht:
Seine Partei hatte keine Massenbasis, eine Mehr-
heit der Mexikaner nahm von den Präsidentschafts-
wahlen traditionell keine Notiz, und der Diktator
verfügte übet- alle militärischen und polizeilichen
Machtmittel. Und doch löste Madero mit seinem
Aufruf die erste große Revolution des 20. Jahrhun-
derts aus, deren bewaffnete Phase zehn Jahre dau-
ern sollte.

Die Forderung nach freien Wahlen stand in keinem
direkten Zusammenhang mit den Auseinanderset-
zungen zwischen den indianischen Gemeinden des
Staates Morelos und den Besitzern der Zucker-
Plantagen, die die Kleinbauern von ihrem Boden
verdrängten, oder zwischen den Landarbeitern und
den Großgrundbesitzern im Norden Mexikos. Aber
der Aufruf Maderos wirkte als Katalysator für den
lokal und regional begrenzten Widerstand gegen
die sozialen und politischen Verhältnisse, die natio-
nal durch die Diktatur des Porfirio Dfaz repräsen-
tiert wurden. Eine erste Welle der Revolution
— laut Di'az der „Tiger“, den Madero nicht würde
bändigen können — hob Madero ins Präsidenten-
amt; doch dies war, anders als der unfreiwillige
Revolutionär selbst meinte, nicht ihr Ende, sondern
ihr Anfang.

Der Verlauf der Revolution kann an dieser Stelle
nicht dargestellt werden ). Ihr Ergebnis allerdings
war trotz einer neuen, demokratischen Verfassung
alles andere als

2

eine Demokratie: Eine kleine
Gruppe siegreicher Militärführer bestimmte nach
1920 die Geschicke des Landes; aber die Revolu-
tion hatte die sozialen und politischen Strukturen
derart durcheinandergebracht, daß nicht mehr nach
dem oligarchischen Muster der vorrevolutionären
Diktatur regiert werden konnte. Die Revolutions-
generäle nach 1920 konnten nicht mehr ohne orga-
nisierte Massenunterstützung regieren: Gewerk-
schaften und Bauemvereinigungen wurden von



oben gegründet, gefördert, manipuliert, für ver-
schiedene Zwecke eingesetzt und bei Bedarf wieder
aufgelöst. Kirchliche Organisationen, politische
Parteien, konkurrierende Gewerkschaften, rebelli-
sche Generäle und Gouverneure wurden gegenein-
ander ausgespielt; fortschrittliche Agrarreform-
und Arbeitsgesetze sicherten dem nachrevolutionä-
ren Regime die Loyalität der Massen — und
wurden, wenn es geboten schien, außer Kraft ge-
setzt oder unterlaufen. Die Revolution führte
nicht zur Demokratie, aber zu einer Neugestal-
tung der Politik, zur selektiven und manipulati-
ven Einbeziehung der Massen in den politischen
Prozeß3).

Maderos Forderung nach Respektierung des Wahl-
rechts wurde durch das nachrevolutionäre Regime
nicht eingelöst; um so rigoroser wurde seine zweite
Forderung — „Keine Wiederwahl“ eines Präsiden-
ten — erfüllt. Nach 1920 hat nur ein Präsident ver-
sucht, sich ein zweites Mal zur Wahl zu stellen — er

wurde kurz vor dem Wahlgang ermordet4). Ein
weiterer Präsident versuchte, über seine Amtszeit
hinaus als Drahtzieher schwacher Präsidenten die
Politik des Landes zu bestimmen. Er wurde 1935
entmachtet und des Landes verwiesen5). Das
strikte Verbot der Wiederwahl bzw. der politischen
Einflußnahme eines Präsidenten über seine sechs-
jährige Amtszeit hinaus wurde zu einem Prinzip,
das die Machtkämpfe einer kleinen Elite nachrevo-
lutionärer Generäle regulierte; und die Regulie-
rung war notwendig, weil bis in die dreißiger Jahre
hinein Fraktionierungen der Elite das Land regel-
mäßig an den Rand eines zweiten Bürgerkriegs zu
treiben drohten. Zum Koordinationsorgan der sich
zivilisierenden Machtelite, der „revolutionären Fa-
milie“6). wurde die Nationale Revolutionspartei
(Partido Nacional Revolucionario. PNR). eine
„Partei der Parteien“, der Gefolgschaften revolu-
tionärer Caudillos, die unter dem Namen PRI (Par-
tido Revolucionario Institucional) bis heute die me-
xikanische Politik bestimmt.

II. Die Wahlen von 1940: Weichenstellung für 48 Jahre politischer Stabilität

Im Wahljahr 1940 ging es nicht nur um die Bestim-
mung des nächsten Präsidenten, sondern auch um
den politischen Kurs, den das Land nach sechs Jah-
ren drastischer Umbrüche nehmen sollte. 1934
hatte Präsident Lzaro Cärdenas sein Amt angetre-
ten. Es war ihm gelungen, die manipulativen An-
sätze der Massenpolitik auf die stabile Grundlage
festgefügter Organisationen zu stellen und diese im
politischen System institutionell zu integrieren.
Eine arbeiterfreundliche Sozialpolitik ermöglichte
es, einen vom Staat abhängigen Gewerkschaftsver-
band (die CTM, die Konföderation der Mexikani-
schen Arbeiter) aufzubauen, der von der Mehrheit
der organisierten Arbeiter als Interessenvertretung
anerkannt wurde; die Ausweitung der Agrarreform
sicherte dem Staat die Loyalität der Campesinos,
die von einem parastaatlichen Bauernverband
(CNC, Nationale Bauernkonföderation) organi-
siert wurden. Beide Dachverbände wurden der
Staatspartei (die in PRM — „Partei der Mexikani-
schen Revolution — umbenannt wurde) als „Sekto-

ren“ integriert; weitere Sektoren waren die Organi-
sationen der Mittelschichten, in erster Linie der
Staatsbediensteten, und bis 1946 der Militärs7).

Die ersten vier Regierungsjahre Cardenas’ waren
Jahre des Aufbruchs, in denen es schien, als würde
nicht nur den formell-demokratischen Forderungen
Maderos Geltung verschafft werden, sondern als
würde Mexiko auch in neue Bereiche „sozialer De-
mokratie“ vordringen: Die organisierten Massen
bestimmten, so schien es, über die Partei, in der sie
die Mehrheit stellten, die Politik; das Programm
Cärdenas’ sah zwar nicht den Klassenkampf vor.
wohl aber die Organisation der Klassen zum
Zwecke der sozialen Kompromißbildung im Rah-
men einer korporativen Staatspartei.

Das Modell der korporativen Massenintegration
und Politik konnte sich theoretisch in zwei Richtun-
gen weiterentwickeln: Bei einer Radikalisierung
der Reformen hätte der Cardenismus in eine latein-
amerikanische Version des Sozialismus einmünden
müssen; eine Verschärfung der von den Reformen
ausgelösten sozialen und politischen Polarisierung
hätte auch die Überschreitung des von der mexika-
nischen Revolutionselite akzeptierten markt- und
privatwirtschaftlichen Ordnungsrahmens einge-
schlossen. Diese linke Option wurde aber schon vor
den Wahlen von 1940 in der regierenden PRM
selbst ausgeschaltet; ihr Repräsentant. Francisco



Mügica, scheiterte schon in der Auseinanderset-
zung um die Präsidentschaftskandidatur an den ge-
mäßigten und konservativen Kräften der PRM. Die
von einer Mehrheit befürwortete „Mäßigung“ er-
folgte nach der Nationalisierung der ausländischen
Erdölgesellschaften im Jahre 1938, die den Höhe-,
aber auch den Endpunkt des Reformkurses mar-
kierte. Die innenpolitischen Spannungen wurden
nun zusätzlich durch einen handfesten Konflikt mit
England über die Nationalisierungspolitik im Erd-
ölsektor verschärft; der Abbau der Polarisierung
und die Bildung der „Nationalen Einheit“ zur Si-
cherung des Erreichten schienen nun wichtiger als
weitere Sozialreformen.
Der Repräsentant der gemäßigten Mehrheit in der
PRM. Manuel Avila Camacho, konnte die Partei
hinter sich vereinigen und gewann die offizielle
Kandidatur für die Präsidentschaftswahlen 1940.
Der Stopp der Reformen unter Beibehaltung der
neugeschaffenen politischen Strukturen, für den
Camacho eintrat, enthielt eine bedrohliche Kompo-
nente: Es bedurfte nur eines kleinen Schrittes, um
aus den Organisationen der Massenintegration Or-
gane der korporativen Kontrolle und Manipulation
zu machen, derer sich eine nach wie vor mächtige
Elite bedienen konnte, um ihren Entscheidungs-
spielraum nach unten abzusichern und ihr Monopol
auf die Staats- und Regierungsgewalt zu zementie-
ren. Ebendies war die zweite Alternative und der
politische Weg Mexikos nach 1940.
Die Präsidentschaftswahl von 1940 war die bis 1988
letzte, in der wirklich über die künftige Entwick-
lung des Landes entschieden wurde. In ihr trat die
Staatspartei gegen eine heterogene Koalition all der
Kräfte an, die ihre Interessen durch die cardenisti-
schen Reformen verletzt sahen: von faschistischen
Splittergruppen über die Kirche, die Unternehmer-
schaft und die Mittelschichten bis hin zu Gruppen

der Linken, die anders als die Kommunistische Par-
tei in der korporativen Organisation der Massen
durch den Staat auch eine Gefahr für eine unabhän-
gige Interessenvertretung sahen. Die Koalition ge-
gen die PRM, die den ehemaligen Revolutionsge-
neral Juan Andrew Almazän zu ihrem Präsident-
schaftskandidaten machte, erschien als rechtes
Bündnis gegen eine „linke“ Staatspartei, die sich
der Unterstützung der größten Gewerkschaften
und Bauernverbände und nicht zuletzt der Kommu-
nisten erfreute. Im nachhinein betrachtet sieht die
Frontstellung etwas anders aus: Almazän und die
ihn stützenden Kräfte forderten die Rücknahme der
cardenistischen Sozialreformen — aber auch den
Abbau parastaatlicher Massenorganisationen und
die Respektierung allgemeiner Wahlen. Die kon-
servative Koalition Almazäns trat gegen eine poli-
tische Elite an, die ihr Monopol auf die Regierungs-
gewalt sozial und nicht durch Wahlen legitimierte;
mit der Betonung der Wahlen enthielt das Pro-
gramm der Opposition zumindest die Möglichkeit
der Revision des eingeschlagenen Weges.

In der Präsidentschaftswahl von 1940 zeigte sich die
Effizienz des neuen Instrumentariums der Staats-
partei und ihrer Massenorganisationen. Auf dem
Lande war die Vorherrschaft der PRM unbestreit-
bar: Im Klima der Agrarreform und Landverteilun-
gen und mit Hilfe einer Agrarbürokratie, die sich zu
etablieren begann, waren die Mehrheiten der PRM
überwältigend. In den Städten und insbesondere in
der Hauptstadt wurde das Wahlergebnis in erster
Linie von der physischen Kontrolle der Wahllokale
bestimmt. Die Massenorganisationen der PRM
machten aus dem Wahlgang eine Kraftprobe auf
der Straße. Wie viele Stimmen Almazän auf sich
vereinigen konnte, wird nie in Erfahrung zu bringen
sein; die offizielle Wahlstatistik billigt ihm nicht
mehr als fünf Prozent der Stimmen zu8).

III. 1940—1988: Konsolidierung eines korporativen Systems

Mit den Wahlen von 1940 waren die grundlegenden
Entscheidungen über das politische System Mexi-
kos gefallen: Sein Zentrum war die enge Verflech-
tung zwischen dem Staatsapparat und einer Staats-
partei, die sich auf starke und repräsentative Mas-
senorganisationen stützen konnte. Formell sind
nicht die Bürger als Individuen, sondern die Korpo-
rationen Subjekte der Politik, die ihrerseits soziale
Klassen repräsentieren. Die Politik der PRM2

— 1946 umbenannt in PRI — ist formell der Kom-
promiß, den die in der Partei vertretenen Korpora-
tionen schließen; sie entspricht per definitionem
den Interessen der Bevölkerungsmehrheit, da sich
die mexikanische Bevölkerung mehrheitlich aus
Arbeitern, Bauern und Mittelständlem zusammen-
setzt. Allgemeine Wahlen konnten der Staatspartei
den Anspruch auf die Regierungsgewalt nicht strei-
tig machen, da diese über die von ihr organisierten
Massen per se die Mehrheit repräsentierte. Oppo-
sition war zulässig, aber nur, solange sie eindeutig
eine Minderheit blieb.



In der Realität waren die Massenorganisationen seit
Anfang der vierziger Jahre ein Instrument der „re-
volutionären Familie“, die ihre Macht immer mehr
auf den zivilen Staats- und Parteiapparat gründete.
Die „Sektoren“ der Staatspartei bestätigten ledig-
lich die Entscheidungen, die die regierende Elite
intern oder in Verhandlungen mit anderen Macht-
gruppen getroffen hatte.

Die innere Disziplin der „politischen Klasse“ wurde
durch die herausragende und kaum eingeschränkte
Macht des Präsidenten garantiert, des obersten
Schiedsrichters aller internen Streitigkeiten. An-
ders als in den zwanziger Jahren mußte sich der
Präsident nicht mehr auf fragile Bündnisse mit
wechselnden militärischen Machtgruppen stützen,
sondern stand nun an der Spitze einer Pyramide
festgefügter Institutionen. Die einzige Einschrän-
kung seiner Macht blieb seine Amtszeit: Das Prin-
zip „Keine Wiederwahl!“ hat kein Präsident mehr
zu mißachten gewagt. Ein zentrales Machtmittel
des Präsidenten war sein informelles Recht, den
Präsidentschaftskandidaten der Staatspartei und
damit seinen eigenen Nachfolger auszuwählen. Im
Grunde kennt das mexikanische Wahlsystem nur
einen Wähler: den amtierenden Präsidenten. Sein
Votum wird von der Staatspartei abgesegnet und
durch allgemeine Wahlen bestätigt.

Nach 1940 stellte die PRI alle Präsidenten, Gouver-
neure und Senatoren, über 95 Prozent der Bürger-
meister und über 85 Prozent der Abgeordneten des
Landes. Die Staatspartei hatte nach 1940 noch zwei
Wahlschlachten zu bestehen: 1952 mußte sich der
PRI-Kandidat Miguel Alemän gegen den konserva-
tiven Anwärter Ezequiel Padilla durchsetzen, und
1958 forderte der linkspopulistische General Mi-
guel Henriquez die Staatspartei und deren Kandi-
daten Adolfo Ruiz Cortines ein letztes Mal heraus.
Nach 1958 war die Opposition befriedet, begrenzt
auf die konservative PAN (Partido Accin Nacio-
nal. gegründet 1939), die bei Präsidentschaftskandi-
daten meist zwischen sieben und zwölf Prozent der
Stimmen auf sich ziehen konnte, und auf eine Reihe
systemtreuer Kleinstparteien, die ihre Sitze im Ab-
geordnetenhaus weniger ihren Stimmengewinnen
als Sitz-Zuteilungen seitens der immer siegreichen
PRI verdankten. Über die Jahrzehnte nahm der
Stimmenanteil der PRI in Präsidentenwahlen leicht
ab, aber noch Präsident Miguel De la Madrid, der
1982 das schwächste Ergebnis eines PRI-Kandida-
ten seit 1940 erzielte, konnte sich auf eine sichere
Mehrheit von über 70 Prozent der abgegebenen
Stimmen stützen.

Die Bedeutungslosigkeit von Wahlen stand in au-
genfälligem Kontrast zu ihrer Häufigkeit und zur
öffentlichen Aufmerksamkeit, die sie auf sich zo-

gen: Präsidentschaftswahlen, Wahlen zum Bundes-
parlament und zu den Staatsparlamenten, Wahlen
der Senatoren. Gouverneure und Bürgermeister
fanden permanent statt. Sie galten der Inszenierung
eines allgemeinen Konsenses, dienten der Mobili-
sierung der lokalen PRI-Basis und funktionierten
als Frühwarnsystem für lokale und regionale Kon-
flikte. Wie aber konnte die PRI bis Juli 1988 in allen
Wahlen bequeme Mehrheiten erringen?

Eine Antwort kann ausgeschlossen werden: Die
PRI gewann die Wahlen nicht, weil ihre Politik den
materiellen Interessen der Bevölkerungsmehrheit
entsprochen hätte. Die Daten belegen das Gegen-
teil: Zwischen 1940 und 1954 gingen die Reallöhne
— bei durchschnittlich 6.5 Prozent Wirtschafts-
wachstum — um die Hälfte zurück; danach began-
nen sie langsam zu steigen, um erst 1969 wieder den
Stand von 1939 zu erreichen. Damit vollzog sich die
Industrialisierung in Mexiko in größerem Maße auf
Kosten der Lohneinkommen als in den südamerika-
nischen Militärdiktaturen. Auf dem Lande war die
Situation noch gravierender. Die Agrarreform
wurde 1940 eingestellt und wich einer landwirt-
schaftlichen Gegenreform, die zwar nicht die Land-
verteilungen rückgängig machte, aber den refor-
mierten Teil der Landwirtschaft gegenüber dem
verbliebenen privaten Grundbesitz systematisch
benachteiligte und auf dem Niveau der Subsistenz
bzw. sogar darunter hielt. Nutznießer der PRI-Poli-
tik waren vor allem die Mittelschichten, deren
wachsender Lebensstandard von der Wirtschafts-
politik des Regimes garantiert wurde.

Auch eine andere These kann ausgeschlossen wer-
den: Die PRI gewann Wahlen nicht in erster Linie
durch die Einschüchterung der Wähler und die Ma-
nipulation der Wahlergebnisse — obwohl beide
Mittel häufig und massiv eingesetzt wurden. Wich-
tiger war ein selektiver und auf allen Ebenen des
Systems wirksamer Klientelismus: Die wirtschaftli-
ehe Benachteiligung der Bevölkerungsmehrheit
schloß gezielte Konzessionen nie aus; so konnten
bestimmte Arbeitergruppen Löhne und Soziallei-
stungen weit über dem Durchschnitt erringen. Ein-
zelne Gewerkschaften oder Agrargemeinden konn-
ten im lokalen Rahmen Vergünstigungen errei-
chen. die sie mit politischer Loyalität honorierten.
Wahlgeschenke, von Schuhen über kostenlose
Schulbücher bis hin zum lokalen Wasser- oder
Stromanschluß, wurden gegen Stimmen „ge-
tauscht“; hierbei war der lokale oder gewerkschaft-
liche „Kazike“ der Mittelsmann zwischen der loka-
len oder gewerkschaftlichen Einheit und den über-
geordneten Ebenen des politischen Systems, die
Schlüsselfigur, die Privilegien aller Art verteilte, im
Gegenzug persönliche Loyalität erwarten durfte



und diese für das Regime mobilisierte — u. a. bei
Wahlen. Zu den bereits verteilten Vergünstigungen
kamen die, deren Verteilung noch ausstand: Die
Hoffnung auf ein Stück Land band die Bauern an
die lokalen Vertreter des Regimes, von denen ab-
hing, wer in den Genuß künftiger Landverteilungen
kommen würde, und ohne die Zustimmung des zu-
ständigen Gewerkschaftssekretärs konnte kein Ar-
beiter auf einen Arbeitsplatz in der staatlichen oder
privaten Industrie rechnen. Die Stärke des PRI-
Regimes basierte auf dem engmaschigen Netz an
Kontroll- und Interventionsinstanzen, mit dem es
die gesamte mexikanische Gesellschaft bis in das
abgelegenste Dorf, das ärmste städtische Elends-
viertel und den unbedeutendsten Betrieb hinein
überzogen hatte.

Die Verklammerung von Staatspartei, Staatsappa-
rat (einschließlich staatlichem Wirtschaftsapparat)
und Massenorganisationen ließ jede politische Al-
ternativkraft für lange Zeit bedeutungslos erschei-
nen: Die oppositionellen Parteien konnten um

Stimmen werben, aber sie hatten keine materiellen
Angebote zu machen, waren im sozialen Leben der
Bevölkerungsmehrheit nicht präsent, konnten nie-
mandem einen festen Arbeitsplatz, ein Stück Land,
eine Behördenstelle oder einen Stromanschluß ver-
sprechen. Zwar gab es aufgrund der Modernisie-
rung des Landes immer mehr Wähler, die weder
korporativ organisiert noch in klientelistischen Net-
zen eingefangen werden konnten; das wachsen-
de Gewicht der „modernen“ Mittelschichten
führte auch dazu, daß die aktive Unterstützung
für die PRI langsam zurückging — ein Trend,
der sich eher in einer sinkenden Wahlbeteiligung
als in Gewinnen der Oppositionsparteien aus-
drückte. Die PRI und das von ihr getragene Re-
gime mußten auf lange Sicht damit rechnen, daß
die Modernisierung auch zur Unterminierung
der eigenen Basis führen würde. Aber auf ab-
sehbare Zeit schien das Monopol auf die Regie-
rungsgewalt nicht in Gefahr, und sei es nur, weil
keine realistische Alternative zur PRI in Sicht
war.

IV. Die Wahlen von 1988: der Anfang vom Ende der Einparteienherrschaft?

Der Regierung De la Madrid und der Führung der
PRI muß klar gewesen sein, daß die Präsident-
schaftswahlen vom 6. Juli 1988 schwerer zu beste-
hensein würden als vorausgegangene Wahlen. Die
Wirtschaftskrise, ein unpopulärer offizieller Kandi-
dat. Spannungen innerhalb der PRI, Warnsignale
bei lokalen Wahlen in den vorhergehenden Jahren
und die Formierung einer neuen oppositionellen
Kraft, des linksgerichteten Frente Democrätico Na-
cional (FDN) mit seinem Kandidaten Cuauhtemoc
Cardenas, dem Sohn des Reformpräsidenten Laza-
ro Cärdenas — all dies machte es wahrscheinlich,
daß der PRI-Kandidat Carlos Salinas de Gortari
noch weniger Stimmen auf sich vereinigen würde
als sein Vorgänger Miguel De la Madrid. Die am
Wahlabend eintreffenden Ergebnisse übertrafen
dann die schlimmsten Befürchtungen: Die ersten
Wahlbezirke, deren Ergebnisse in den zentralen
Wahlcomputer eingespeist wurden, kamen aus dem
••Bundesdistrikt“ (Mexiko-Stadt) und seiner unmit-
telbaren Umgebung — und hier hatte der Kandidat
der Opposition offensichtlich die Mehrheit der
Stimmen gewonnen. Ein Provinzpolitiker, der ein
heterogenes Bündnis bislang systemtreuer Minipar-
teien anführte, drohte das seit Jahrzehnten stabile
PRI-Regime zum Zusammenbruch zu bringen. Der
Wahlcomputer reagierte mit wundersamer poli-
tischer Sensibilität und fiel aus; die technische
Panne verschaffte der PRI-Führung eine Atem-
pause, um die seit Jahrzehnten geübte Wahl-

Alchemie zum Einsatz zu bringen, d. h. ein für
die Staatspartei akzeptables Ergebnis zu produzie-
ren.

Aber auch das offizielle Endergebnis brachte die
knappste Mehrheit eines Präsidenten seit der Unab-
hängigkeit: 50,4 Prozent konnte Salinas de Gortari
auf sich vereinigen. Diese knappe absolute Mehr-
heit ging nicht nur auf Manipulationen zurück, son-
dern auch auf die nach wie vor starke Verankerung
der PRI in den rückständigeren Agrarregionen des
Landes, in denen die klientelistischen Netze„aber
auch Einschüchterung und Manipulation eher funk-
tionierten als in den städtischen Zentren. 31 Pro-
zent der Stimmen wurden dem Herausforderer
Cuauhtemoc Cärdenas zugesprochen, und die kon-
servative Oppositionspartei PAN erhielt 17 Pro-
zent. Das Resultat wurde von beiden Oppositions-
parteien angefochten: Der Sieg des PRI-Kandida-
ten war, so Cärdenas, ein „technischer Staats-
streich“.

Die PRI gestand den Verlust ihrer absoluten Mehr-
heit in vier Staaten und im Bundesdistrikt ein. Zum
ersten Mal sind damit vier Oppositionspolitiker im
Senat vertreten. Bei den gleichzeitig abgehaltenen
Parlamentswahlen schmolz die vorher überwälti-
gende Mehrheit der PRI im Abgeordnetenhaus auf
einen Vorsprung von 20 Sitzen zusammen. Aus
dem Parlament, zuvor ein willfähriges Instrument



der Exekutive, wurde eine Plattform der Opposi-
tion. Heftige parlamentarische Auseinandersetzun-
gen, bis dahin in der mexikanischen Politik unbe-
kannt, leiteten die neue Legislaturperiode ein.

Was erklärt dieses unerwartet positive Abschnei-
den der FDN, einer politischen Kraft, die es ein

Jahr zuvor noch nicht gegeben hatte? Wie konnte
sich der schleichende, aber kaum bedrohliche Nie-
dergang der PRI so beschleunigen, daß das Wahl-
ergebnis trotz der verteidigten absoluten Mehrheit
der Staatspartei als Bruch, als Endpunkt eines jahr-
zehntelang funktionierenden politischen Modells
interpretiert werden muß9)?

V. Ursachen eines Umbruchs: die Erosion der PRI-Basis

Präsident De la Madrid war 1982 mit über 70 Pro-
zent der Stimmen gewählt worden. Dieses Ergebnis
war alles andere als überragend, hielt sich aber im
Rahmen der PRI-Tradition. Die Frage nach den
Ursachen des Umbruchs muß sich daher auf die
sechs Regierungsjahre De la Madrids konzentrie-
ren. Was hat die Disposition einer Mehrheit der
(aktiven) mexikanischen Wähler so verändert, daß
sie in kaum vorhersehbarem Ausmaß für die Oppo-
sition votierten?
1. An erster Stelle ist die Wirtschaftskrise zu nen-
nen, das Ergebnis eines überzogenen Booms auf
der Grundlage des Erdölexports in den Jahren
1978—1981 und einer nicht mehr kontrollierten
Auslandsverschuldung, die man in Erwartung künf-
tig steigender Erdölgewinne einging ).10

1981, mit dem Rückgang der internationalen Erdöl-
preise, zeigte sich, daß die Exporterlöse die Bedie-
nung der in den Vorjahren angehäuften Auslands-
schulden nicht deckten. Im Herbst 1982 mußte Me-
xiko seine Zahlungsunfähigkeit erklären und löste
damit die Verschuldungskrise der Dritten Welt aus.
Die Finanzierung des Schuldendienstes konnte ab
1983 nur mit einer Anpassung der Binnennachfrage
an die verschlechterten externen Bedingungen ge-
währleistet werden. Dies war das Wirtschaftspro-
gramm De la Madrids, der seit seinem Amtsantritt
Ende 1982 ohne populistische Beschönigungen
strikte Austerität verordnete. Mit einer wirtschafts-
politischen Schocktherapie erzielte er in seinem er-
sten Amtsjahr 1983 einen Exportüberschuß in der
Rekordhöhe von 13 Mrd. US-Dollar, eine Halbie-
rung des Haushaltsdefizits und eine Senkung der
Inflationsrate um 20 Prozentpunkte — um den
Preis einer schweren Rezession und eines drasti-
schen Rückgangs der Reallöhne.

Die Anpassung war hart, aber unter den gegebenen
Bedingungen politisch verkraftbar. De la Madrids
Vorgänger Echeverria (1970—1976) und Löpez
Portillo (1976—1982) hatten ihre Regierungspe-
riode ebenfalls mit einem restriktiven Wirtschafts-
programm eröffnet, das dann die Grundlage für die
folgende Expansion war. Auch die Rezession von
1982/83 konnte noch als Wellental einer insgesamt
aufstrebenden Wirtschaftsentwicklung angesehen
werden, und 1984 folgte erwartungsgemäß ein Auf-
schwung, der die negativen Ergebnisse des Schocks
zu korrigieren begann. Ein Novum war dann aller-
dings der „zweite Schock“ vom Sommer 1985, ein
zweites Restriktionsprogramm inmitten einer auf
den ersten Blick günstigen Konjunktur, Mit diesem
„zweiten Schock“ reagierte die Regierung auf erste
Anzeichen monetärer und außenwirtschaftlicher
Instabilität. Noch bevor sich die Wirtschaft von die-
sem zweiten Schock erholen konnte, wurde sie von
einem „dritten Schock“ getroffen: dem Fall der in-
ternationalen Erdölpreise Anfang 1986, der die me-
xikanische Wirtschaft zum zweiten Mal seit 1982 an
den Rand des finanziellen Zusammenbruchs trieb.
Der Zusammenbruch wurde durch ein großange-
legtes finanzielles Hilfsprogramm der US-Regie-
rung, des Internationalen Währungsfonds und der
Gläubigerbanken vermieden; doch bevor eine neue
Reaktivierung einsetzen konnte, bereitete der in-
ternationale Börsen-Crash vom September 1987.
der schnell auch die mexikanische Wirtschaft er-
faßte, überzogenen Hoffnungen ein Ende.

In der Wirtschaftspolitik der Regierung De la Mad-
rid lösten mehrere Programme einander ab. ohne
daß es zu mehr als kurzfristigen Stabilisierungs-
oder Wachstumserfolgen gekommen wäre ). Die
statistischen Ergebnisse der Wirtschaftsführung
sind katastrophal

11

: Pro Kopf liegt das Einkommen
der Mexikaner Ende 1988 um cirka 15 Prozent und
die Industrieproduktion um 25 Prozent unter dem
Niveau von 1982; die Reallöhne liegen auf der



Hälfte ihres Standes von 1982. Diese Ergebnisse
zeigen, daß die Wirtschaftsentwicklung durch die
üblichen wirtschaftspolitischen Instrumente kaum
noch steuerbar ist — aufgrund der Verschuldungs-
situation und einer nachhaltigen Zerstörung wirt-
schaftlicher Strukturen durch die Turbulenzen des
Ölbooms und der Krise. Obwohl die Regierung De
la Madrid im Sinne einer orthodoxen Sparkonzep-
tion ungewöhnlich konsequent vorgegangen war,
hat sie im Grunde nur ein Ziel erreicht: die Auf-
rechterhaltung der internationalen Zahlungsfähig-
keit des Landes — und auch dies nur mit massiver
ausländischer Hilfe. Es zeichnet sich gegenwärtig
nicht ab, wie die ordnungsgemäße Bedienung der
Auslandsschulden, monetäre Stabilität und Wirt-
schaftswachstum miteinander in Einklang zu brin-
gen sind. Als nun Carlos Salinas de Gortari, der
Autor des Wirtschaftsprogramms der Regierung
De la Madrid, zum offiziellen Präsidentschaftskan-
didaten ernannt wurde, war klar, daß der (erfolg-
lose) Kurs der letzten sechs Jahre fortgesetzt wer-
den würde — eine nach den bereits vorgenomme-
nen Einschränkungen wenig hoffnungsvolle Per-
spektive.

2. Die wirtschaftliche Krise hatte auch eine im enge-
ren Sinne politische Dimension. Der Erdölboom
hatte die nahezu märchenhafte Bereicherung derje-
nigen ermöglicht, die die mit dem Erdölexport und
der Auslandsverschuldung verbundenen finanziel-
len Ströme kontrollierten, d. h. der staatlichen
Funktionäre und der Politiker. Die Bereicherung
durch Korruption und der Transfer der Reichtümer
ins sichere Ausland nahmen eine neue Dimension
an, die umso exzessiver erscheinen mußte, als die
Bevölkerungsmehrheit eine massive Verschlechte-
rung ihrer Lebensbedingungen hinnehmen mußte
- während allein der Wert des Immobilienbesitzes
mexikanischer Bürger in den USA auf 30 Mrd. US-
Dollar anwuchs.

Korruption war nicht Ursache, sondern Begleiter-
scheinung des Booms und der Krise, aber die Über-
zeugung, der wirtschaftliche Einbruch sei von kor-
rupten Politikern und Funktionären mit herbeige-
führt worden, fand weite Verbreitung. Dazu trug
nicht zuletzt die Propaganda De la Madrids bei, der
ein Tabu der politischen Klasse Mexikos brach und
die Verantwortung seiner beiden Vorgänger im
Präsidentenamt für die wirtschaftliche Misere her-
ausstellte. Sein Projekt der „moralischen Erneue-
rung" war einer der wenigen populären Punkte sei-
nes Programms, aber weder die Einrichtung neuer
Kontrollinstanzen noch bloße Appelle konnten
ahrzehntealte Strukturen und Verhaltensweisen
aufbrechen. Die weit verbreitete Unzufriedenheit
mit der Verwaltung und der Politik kehrte sich auch
Begen die Regierung De la Madrid, als das Erdbe-

ben vom September 1985 ein Schlaglicht auf die
mexikanische Wirklichkeit warf und ein ganzes
Spektrum von Mißständen grell erleuchtete, von
der Folter Gefangener in der Generalstaatsanwalt-
schaft über die Korruption im Bauwesen bis zur
Bereicherung an ausländischen Hilfsgütern, die
ihre Adressaten nicht erreichten. Vor allem aber
war der Staat nach der Naturkatastrophe in der
schwer getroffenen Stadt Mexiko nicht präsent. Die
dringlichsten Bergungs-, Hilfs- und Räumaktionen
wurden von der Bevölkerung in spontaner, uner-
wartet effizienter Selbstorganisation vorgenom-
men. Die Inkompetenz der Behörden und die un-
vermutete Fähigkeit der Bürger von Mexiko-Stadt
schufen ein politisch-psychologisch neues Klima:
Das Regime verlor — wie die späteren Wahlergeb-
nisse zeigten — die Unterstützung der Bevölkerung
seiner Hauptstadt.

3. Eine dritte Ursache des Umbruchs war der schlei-
chende Bedeutuhgsverlust der parastaatlichen Mas-
senorganisationen und der PRI selbst gegenüber
der technokratischen Exekutive. Die zunehmend
technokratische Ausrichtung der Politik unterbrach
die Kommunikation zwischen den Apparaten der
Massenintegration und -kontrolle und dem politi-
schen Entscheidungszentrum, das seinerseits an
Sensibilität für Stimmungsveränderungen an der
Basis verlor. Nicht mehr altgediente PRI-Politiker
mit Erfahrungen in den Gewerkschaften oder Kom-
munen, sondern hochqualifizierte Harvard-Absol-
venten mit schwachen Beziehungen zum politischen
Apparat monopolisierten den politischen Entschei-
dungsprozeß.

Ein Opfer dieser Entwicklung waren insbesondere
die Gewerkschaften, die sich unter De la Madrid als
unfähig erwiesen, der Regierungspolitik entgegen-
zuwirken. Sie ließen zu. daß die Reallöhne auf
50 Prozent ihres Niveaus von 1982 sanken; ihr Still-
halten ließen sie sich durch politische und parla-
mentarische Posten für Spitzenfunktionäre hono-
rieren, unter anderem, um sich eine günstige Aus-
gangsposition für die Auseinandersetzungen um die
Nachfolge De la Madrids zu verschaffen. Es wurde
ihnen nicht gelohnt. Nicht der von den Gewerk-
schaften favorisierte Minister für Energie und Para-
staatliche Industrie, Alfredo del Mazo, von dem
man einen Kompromißkurs zwischen der orthodo-
xen Politik De la Madrids und einer an den Gewerk-
schaftsforderungen orientierten Strategie erwar-
tete, wurde offizieller Kandidat, sondern der kon-
sequenteste Verfechter der Orthodoxie und ausge-
wiesene Gegner der Gewerkschaften, Carlos Sali-
nas de Gortari. Seine Ernennung löste bei den Ge-
werkschaftsbürokraten Gesten des Protests aus, die
jedoch schnell der reflexartigen Unterordnung un-
ter die Parteidisziplin wichen. Die Gewerkschafts-



führung verspielte damit den letzten Rest an Kre-
dit, den sie als Kraft einer möglichen Kurskorrek-
tur noch hatte. Für sie waren die Wahlen 1988
ein noch größeres Desaster als für die PRI insge-
samt: Ihre Kandidaten für das Parlament mußten
höhere Verluste einstecken als die Gesamtpar-
tei.

4. Viertens ist auf den Bedeutungsverlust des Prä-
sidentenamtes und des Präsidentenwechsels zu ver-
weisen. Der Präsident als absoluter Monarch auf
Zeit bezog seine Macht auch aus der Möglichkeit,
Privilegien zu verteilen. Die Position des Präsiden-
ten war an einen gewissen verteilungspolitischen
Spielraum gebunden — der aber unter dem Druck
der Krise drastisch zusammenschmolz. Nicht zu-
letzt trug auch De la Madrids Kritik des „Populis-
mus“ seiner Vorgänger dazu bei, daß die Grundlage
seines eigenen Amtes unterminiert wurde. Darüber
hinaus gehörten zum Amt des Präsidenten ein „per-
sönlicher Stil“ und eine gewisse Unkalkulierbarkeit
des Amtsinhabers. Der Wechsel des Präsidenten
war die einzige Form (inszenierten) politischen

Wandels, den das PRI-System zuließ. Die vom Prä-
sidentenwechsel ausgehende, eher scheinhafte als
reale Beweglichkeit des Systems ermöglichte, daß
sich politische Hoffnungen auf den (mythisch über-
höhten) Augenblick des Übergangs konzentrierten
und Protest zurückgestaut wurde, da die Chancen
ohnehin alle sechs Jahre neu verteilt würden. Unter
De la Madrid ist die Position des Präsidenten ihrer
persönlichen Komponente beraubt worden: Kaum
ein Träger des höchsten Staatsamtes war so sehr auf
die Rolle eines technokratischen Vollziehers öko-
nomischer Sachzwänge beschränkt wie De la Ma-
drid. Und mit der Auswahl Salinas’ zum Nachfolger
wurde das Moment des Wandels via Wechsel im
Präsidentenamt stillgestellt — Sahnas wird keine
Abweichung vom Kurs der letzten sechs Jahre, son-
dern allenfalls dessen Verschärfung zugetraut. Zum
ersten Mal seit 1940 besteht die Möglichkeit, daß
das wirtschaftspolitische Projekt eines Präsidenten
über den Zeitraum seiner sechsjährigen Regierung
hinaus durchgehalten wird — ein wirtschaftlich po-
sitives, politisch aber um so kostspieligeres No-
vum.

VI. Warnsignale: Wahlniederlagen auf der lokalen
und einzelstaatlichen Ebene

Mit der Krise, dem Verlust der staatlichen Kon-
trolle über die Wirtschaft, der Technokratisierung
der Politik, dem Bedeutungsverlust der PRI und
der Massenorganisationen und der Aushöhlung des
Präsidentenamtes waren die systemimmanenten
Potentiale des Wandels ausgeschaltet. Angesichts
einer ausweglosen wirtschaftlichen Misere war ab-
sehbar, daß die massive Unzufriedenheit auch Ak-
teure außerhalb des herrschenden Blocks begünsti-
gen würde: Die Wahlen erfuhren einen Bedeu-
tungswandel. National behielt die PRI bis 1988 die
Kontrolle über die Wahlvorgänge und -ergebnisse.
Auf lokaler Ebene dagegen drohten die Wahlen
dem Regime zu entgleiten.

1983 konnte die PAN wichtige Bürgermeisterpo-
sten, insbesondere im Norden des Landes, für sich
gewinnen. Die Erfolge gingen zum Teil auf ein ge-
nuin konservatives Wählerpotential unter den
städtischen Mittelschichten zurück; zum Teil
konnte die PAN auch antizentralistische Senti-
ments, die im Norden Mexikos Tradition haben, für
sich kapitalisieren. In vielen Fällen waren PRI-
interne Auseinandersetzungen die Ursache, bei de-
nen die unterlegene Fraktion gegen die Parteifüh-
rung antrat und sich der Initialen einer oppositio-
nellen Partei bediente — und die PAN war oft die
einzig präsente Oppositionspartei. PRI und Regie-
rung ließen eine partielle Öffnung auf der lokalen

Ebene zunächst zu, nahmen sie aber in dem Augen-
blick zurück, in dem die Gouverneursposten wich-
tiger Staaten auf dem Spiel standen. Wahlmanipu-
lationen der Staatspartei riefen insbesondere nach
den Gouverneurswahlen von Sonora 1986 massive
Protestaktionen hervor, die sich zu lokalen Auf-
ständen steigerten — nahe an der US-Grenze und
im Blickfeld der amerikanischen Massenme-
dien12).

Aus lokalen und regionalen Wahlen, die vorherein
Mittel zur Legitimierung des Systems gewesen wa-
ren, wurden Verfahren zur regelmäßigen Entlegiti-
mierung des Regimes. Doch die Warnzeichen wur-
den mißachtet — konnten mißachtet werden, weil
die Opposition lokal begrenzt blieb und die einzige
Kraft, die von den lokalen und regionalen Konflik-
ten profitierte, kaum die Chance haben würde, sich
auf nationaler Ebene als regierungsfähige Alterna-
tive zur PRI zu profilieren. Die PAN konnte zwar
bei spezifischen Konflikten Massenprotest mobili-
sieren; sie verfügte aber nicht über dauerhafte orga-
nisatorische Beziehungen zur Arbeiterschaft, zu
den Campesinos und zu der in Armut lebenden
Bevölkerung. Zudem trat sie nicht nur für die Ab-



Schaffung des Einparteiensystems ein, sondern
auch für die Überwindung der staatlichen Wirt-
schafts- und Sozialintervention durch eine indivi-
dualistisch-liberale Politik, die unter anderem die
Auflösung des kommunalen Grundbesitzes und die
Liquidierung einer Vielzahl staatlicher Institutio-
nen und Unternehmen einschloß. Ihr Programm
war - von der Forderung der Demokratisierung
abgesehen — für die ärmere Bevölkerungsmehrheit

wenig attraktiv, und ihr organisatorisches wie
ideologisches Instrumentarium befähigte sie
nicht, über kurzfristigen Protest hinaus als Träger
sozialer Opposition zu agieren. Im Juli 1988
gehörte auch die PAN zu den Verlierern. Ihr
Stimmenanteil von 17 Prozent lag weit unter
den Erwartungen. Ihre bisherige Position als
stärkste oppositionelle Partei mußte sie an die
FDN abtreten.

VII. Eine neue oppositionelle Kraft: die FDN

Die FDN ist ein Bündnis unterschiedlicher Kräfte.
Als Katalysator eines politischen Bündnisses links
von der PRI wirkte die „Corriente Democrätica“,
eine oppositionelle Fraktion in der PRI, die 1985/86
zum ersten Mal aufgetreten war. Die Forderungen
der „Corriente“ bezogen sich zunächst auf die Aus-
wahl des PRI-Präsidentschaftskandidaten. An die
Stelle der Ernennung durch den amtierenden Präsi-
denten sollten innerparteiliche Vorwahlen treten,
in denen mehrere Anwärter ihre Programme vor-
stellen und dann nach dem Mehrheitsprinzip ge-
wählt werden sollten. Die Gruppe konnte sich er-
wartungsgemäß nicht durchsetzen — das einzige
Novum bei der Nachfolgeregelung 1987/88 war, daß
De la Madrid sechs Kandidaten benannte, sich aber
die endgültige Auswahl vorbehielt. Die Anhänger
der „Corriente“ mußten die PRI verlassen.

Die zweite Gruppe der FDN sind drei kleinere
Oppositionsparteien, die sich in der Vergangenheit
immer als „loyale Opposition“ verstanden und dem
Regime den Anstrich eines eingeschränkten Plura-
lismus verliehen hatten. Diese Parteien waren zum
Teil direkt vom PRI-kontrollierten Innenministe-
rium finanziert und gefördert worden. Die PARM
(Partido Autentico de la Revoluciön Mexicana) ist 
eine Gründung des Jahres 1956 und galt vornehm-
lich als Organ ausgedienter Militärs und Revolu-
tionsveteranen. Die PPS (Partido Populär Sociali-
sta) profilierte sich mit antiimperialistischer Rheto-
rik, stellte sich bei innenpolitischen Konflikten aber
meist auf die Seite der Staatspartei. Die PFCRN
(Partido Frente Cardenista de la Reconstrucciön
Nacional) war eine Gründung „von oben“, die Prä-
sident Echeverria während seiner Amtszeit vomeh-
men ließ, um der Bildung einer unabhängigen
Linkspartei zuvorzukommen.

Keine dieser Parteien war eine glaubwürdige Alter-
native zur PRI. Keine war besonders populär: Ihre
Stimmenanteile bei allgemeinen Wahlen schwank-
ten zwischen zwei und fünf Prozent. Als sich Cr-
denas Ende 1987 ausgerechnet von der PARM zum
Präsidentschaftskandidaten ernennen ließ, wurden
seine Möglichkeiten für die künftigen Wahlen eher

gering eingestuft. Es schien, als habe er mit seiner
Bindung an eine diskreditierte Oppositionspartei
auch die ursprünglichen Chancen der „Corriente
Democrätica“ verspielt.

Die dritte Kraft der FDN ist die unabhängige
Linke, ihrerseits ein Bündnis verschiedener
Kleinstparteien unter der informellen Führung der
Kommunistischen Partei. Die unabhängige Linke
hatte bei Wahlen in Mexiko nie besondere Chancen
gehabt; die fast ununterbrochene Folge von Spal-
tungen und Neubildungen von Organisationen und
Bündnissen spiegelte die reale Einflußlosigkeit der
Linken wider. Neu war 1987/88, daß sich zum ersten
Mal die beiden wichtigsten linken Parteien — die
Kommunisten und die PMT (Partido Mexicano de
Trabajadores) in einer gemeinsamen Organisation
(der PMS — Partido Mexicano Socialista) vereinig-
ten und den populären Politiker Heberto Castillo zu
ihrem gemeinsamen Präsidentschaftskandidaten
machten. Kurz vor den Wahlen zog Castillo seine
Kandidatur zugunsten von Cärdenas zurück.

Was machte aus dieser auf den ersten Blick schwa-
chen Konstellation eine politische Kraft, die in den
Wahlen auf Anhieb 31 Prozent der Stimmen (in
Wirklichkeit aber noch mehr Prozent) gewann? Ein
erster Faktor, der der Opposition Auftrieb gab, war
die Ernennung von Carlos Salinas de Gortari zum
offiziellen Präsidentschaftskandidaten, die auch
viele Mitglieder oder Anhänger der PRI veran-
laßte, ihre politische Loyalität aufzukündigen.
Sechs Jahre Salinas de Gortari würden sechs Jahre
orthodoxer Wirtschaftspolitik, eine weitere Tech-
nokratisierung der Politik sowie die endgültige
Marginalisierung der „PRI-Linken“ bedeuten,
d. h. der Vertreter eines nationalistisch-populisti-
schen Programms.

Ein zweiter, wichtigerer Faktor war, daß die FDN
nicht nur von einer Reihe weiterer Kleinstparteien
ohne offizielle Registrierung unterstützt wurde,
sondern auch und vor allem von sozialen Organisa-
tionen wie unabhängigen Gewerkschaften, Bauern-
vereinigungen und Stadtteilorganisationen. Die in



Mexiko schwache Tradition parteipolitischer Op-
position steht in gewissem Kontrast zur lebendige-
ren Tradition der Opposition gegen das herr-
schende Regime parastaatlicher Interessenvertre-
tung13). Seit 1940 war eine Vielzahl unabhängiger
sozialer Organisationen entstanden, von denen ei-
nige repressiv ausgeschaltet, andere über die Koop-
tation ihre Führungsgruppen in den herrschenden
Block reintegriert wurden14), ohne daß die Tradi-
tion unabhängiger Interessenvertretung hätte ge-
brochen werden können. Eine besondere Vitalität
entfalteten in den letzten Jahren vor allem die auch
von der PRI vernachlässigten Bevölkerungsgrup-
pen: die Bewohner der städtischen Elendsviertel,
ein ebenso großes wie explosives Protestpoten-
tial15).

Ein dritter Faktor waren die Person und das Pro-
gramm Cärdenas’ selbst. Das Programm, niederge-
legt unter anderem in den „Zwölf Punkten“, die
zwischen Cärdenas und Heberto Castillo als Wahl-
plattform ausgehandelt wurden, ist ein Kompromiß
unterschiedlicher Kräfte und daher oft sehr vage.
Es handelt sich allerdings nicht um eine Neuauflage
der PRI-Ideologie: Den korporativen Elementen
des mexikanischen politischen Systems wird ebenso
eine explizite Absage erteilt wie dem Konzept einer
sozialpolitisch legitimierten Einheitspartei. Haupt-
ziele der geforderten politischen Strukturreform
sind ein Mehrparteiensystem, eine stärkere Stel-
lung des Parlaments sowie mehr Unabhängigkeit
für die Staaten und die Kommunen. Auch das Wirt-
schaftsprogramm — die Forderung einer gerechte-
ren Verteilung der Einkommen und verbesserter
Lebensbedingungen für die in Armut lebende Be-
völkerung — kann unter den gegebenen Bedingun-

gen extremer Ungleichheit kaum als „populistisch“
denunziert werden. Das Programm läßt allerdings
offen, wie die mexikanische Wirtschaft aus ihrer
schweren Krise herausgeführt werden soll; so wird
etwa die Suspendierung des Schuldendienstes ge-
fordert, ohne daß deutlich gemacht würde, wie die
sich hieraus ergebenden internen und internationa-
len Probleme gelöst werden sollen. Es ist diese
Unbestimmtheit, die dem Programm der FDN ei-
nen populistischen Zug verleiht — ebenso wie die
Berufung auf die Ziele der mexikanischen Revolu-
tion, die offen läßt, welche dieser teils diskreditier-
ten, teils unbestimmten, teils widersprüchlichen
Zielsetzungen auf welche Weise erreicht werden
sollen.

Auch der Name und die persönliche Geschichte
Cuauhtemoc Cärdenas’ verbanden sich für viele
Wähler mit einem — wenn auch unausgesproche-
nen — Programm: Sein Vater, Läzaro Cärdenas.
der große Sozialreformer, der Präsident, der die
ausländischen Erdölgesellschaften nationalisieren
und die Hälfte des bebaubaren Landes an Klein-
bauern verteilen ließ, erfreut sich als eine der weni-
gen unangefochtenen historischen Größen Mexikos
nach wie vor einer immensen Popularität. Cuauhte-
moc Cärdenas eigene politische Biographie bestä-
tigte den großen Namen. Er war in seiner Jugend
ein Anhänger des „Henriquismo“ gewesen, der Be-
wegung gegen die konservativen und korrumpie-
renden Tendenzen in der Staatspartei. Cuauhtemoc
Cärdenas folgte in den sechziger Jahren dem Movi-
miento de Liberaciön Nacional, einer offiziell ge-
duldeten Reformbewegung. Er repräsentiert mit
seiner eigenen und mit der Geschichte seiner Fami-
lie die sozialreformerische Seite der nachrevolutio-
nären Geschichte Mexikos. Der „Cardenismo“ ist
— anders als die Ideologie der PAN — das spezi-
fische Produkt einer immer noch lebendigen, auf
die Revolution von 1910 und die Reformjahre
1934—1940 bezogenen politischen Kultur. Bezeich-
nend ist nicht zuletzt der Name der jüngst aus der
FDN heraus gegründeten Oppositionspartei: PRD.
Partido Revolucionario Democrätico, der gegen-
über dem regierenden Partido Revolucionario In-
stitucional nicht nur den Bruch, sondern auch die
Kontinuität hervorhebt. Als Kraft, die sich in die
Kontinuität der mexikanischen Revolution stellte,
hatte die FDN eine Chance, Mehrheiten auf ihre
Seite zu ziehen.



VIII. Perspektiven

Am 1. Dezember 1988 hat Carlos Salinas de Gor-
tari sein Amt als Präsident der mexikanischen Re-
publik angetreten — gegen den Protest auf der
Straße, im Parlament und in den Wahlkommissio-
nen. Er ist der erste Präsident, der mit einer starken
politischen Opposition konfrontiert ist und unter
dem Damoklesschwert einer möglichen Vertrei-
bung der PRI von der Macht in der nächsten Präsi-
dentschaftswahl (1994) regieren muß. Dabei unter-
liegen die PRI und die oppositionelle PRD einer
ähnlichen Problematik: einem ungeklärten Span-
nungsverhältnis zwischen den populistischen und
den modernisierenden Komponenten ihrer Politik
und Ideologie.

In der PRI ist eine Gruppe von Technokraten um
Carlos Salinas de Gortari entschlossen, den Wirt-
schaftskurs der letzten sechs Jahre fortzusetzen und
das Land weiterhin einem schmerzhaften wirt-
schaftlichen Modernisierungsprozeß zu unterzie-
hen. Ihr steht die nach wie vor mächtige Gruppe der
„Dinosaurier“ gegenüber, der traditionalistischen
PRI-Politiker an der lokalen Basis und in den Mas-
senorganisationen. Deren Vorstellungen — etwa
das Wirtschaftsprogramm der Gewerkschaft
CTM — sind inhaltlich nicht allzu weit entfernt von
den „cardenistischen“ Konzeptionen; aber trotz in-
haltlicher Übereinstimmungen im wirtschaftlich-so-
zialer Bereich werden gerade die Traditionalisten
der PRI am ehesten bereit sein, die Regierungs-
macht auch mit illegalen Mitteln, mit Stimmenkauf,
Wahlbetrug und Gewalt gegen die Herausforde-
rung der Opposition zu verteidigen. Sie sind am
stärksten mit den korporativen Komponenten des
mexikanischen Systems verbunden und haben bei
einer Demokratisierung am meisten zu verlieren.

Die technokratische Spitzengruppe der PRI dage-
genwird u. U. bereit sein, der Oppositionpolitische
Reformen zuzugestehen, um ihre wirtschaftlich-so-
ziale Handlungsfreiheit zu erhalten. Sie muß be-
fürchten, daß die „Dinosaurier“ der eigenen Partei
die wirtschaftliche Modernisierung zu hintertreiben
suchen. Die Regierung Salinas wird eine starke
Opposition brauchen, um sich gegen die traditiona-
listischen Kräfte der PRI durchzusetzen, um inner-
und außerparteiliche Opposition gegeneinander
ausspielen zu können.

In der PRD kann ein ähnliches Spannungsverhält-
nis - wenn auch mit anderen Akzenten — ausge-
macht werden: Der „modernisierende“ Akzent
Hegt im politischen Bereich und ist verbunden mit
der Einführung „moderner“ parlamentarisch-de-
mokratischer Politikformen. Aber in den noch un-
längst systemtreuen Oppositionsparteien wie unter

den ehemaligen PRI-Politikern der „Corriente De-
mocrätica“ wird die Versuchung groß sein, den un-
erwarteten Wahlerfolg zu nutzen, um einen mög-
lichst komfortablen Platz innerhalb des bestehen-
den Regimes zu besetzen. Das Zwölf-Punkte-Pro-
gramm der FDN enthält den Zusatz, kein opposi-
tioneller Parteiführer solle im Falle einer Wahlnie-
derlage einen Posten mit politischer Verantwortung
übernehmen — aber die PRI verfügt in der Auszeh-
rung oppositioneller Potentiale durch die Koopta-
tion ihrer Führungsgruppen über eine lange Erfah-
rung. Gegen eine solche, kaum hoffnungsfroh stim-
mende Perspektive spricht allerdings, daß die Aus-
einandersetzungen bereits zu weit eskaliert sind und
daß der Wahlerfolg zu groß war, als daß sich Oppo-
sitionspolitiker nun mit Konzessionen der Staats-
partei abfänden; auch ist der Spielraum der Staats-
partei zu eng geworden, um allzu weitreichende
Zugeständnisse machen zu können. Gleichwohl
wird es schwierig sein, das heterogene Bündnis der
FDN zu einer „modernen“ Programmpartei der lin-
ken Mitte umzuformen — wie auch auf der Gegen-
seite die Modernisierung der PRI auf Kosten ihrer
traditionalistischen Kräfte gefährliche Risiken ent-
hält.

Die Konkurrenz zwischen Regierungspartei und
Opposition wird in den nächsten sechs Jahren vor-
nehmlich auf folgenden Feldern ausgetragen wer-
den:

1. Die Wahlen haben bereits einen grundlegenden
Bedeutungswandel des Parlaments gebracht. Es
funktioniert nicht mehr als Maschinerie zur Abseg-
nung von Regierungsentscheidungen, sondern ist
zu einem machtpolitischen Kampfplatz geworden.
Die Mehrheit der PRI ist zu schwach, als daß nicht
bei jeder Abstimmung PRI-Abgeordnete durch
Überlaufen zur Opposition die Mehrheitsverhält-
nisse verändern könnten. Die Abgeordneten (auch
der PRI) verfügen damit über eine nie gekannte
Vetomacht. Im Konfliktfall kann der Präsident
zwar auch gegen das Parlament regieren, aber ange-
sichts seiner ohnehin schwachen innerparteilichen
Position und politischen Legitimität wird Salinas
diesen Konfliktfall so lange wie möglich zu vermei-
den suchen. Präsident und PRI werden mit den
eigenen Abgeordneten wie mit der Opposition ko-
operieren und in Streitfragen nach Kompromißlö-
sungen suchen müssen.

2. Die Wahlen in den einzelnen Staaten und Kom-
munen werden der Opposition in den kommenden
Jahren Gelegenheit bieten, ihre Popularität und
Effizienz zu testen. Die beiden seit dem Juli 1988
abgehaltenen Wahlen in den Staaten Veracruz und
Tabasco, in denen die PRI nach alter Manier die



überwältigende Mehrheit der Stimmen gewann, las-
sen nur begrenzte Rückschlüsse auf künftige Aus-
einandersetzungen zu. Bei beiden Staaten handelt
es sich um vorwiegend agrarische und politisch
rückständige Einheiten, in denen die Staatspartei
ihr Instrumentarium der Manipulation und Kon-
trolle relativ problemlos zur Anwendung bringen
konnte. Wirkliche Testwahlen werden in den Staa-
ten stattfinden, in denen die FDN im Juli 1988 die
Mehrheit errang. Der Bundesdistrikt mit seinen
18 Millionen Bewohnern, der bislang über keine
echte parlamentarische Vertretung verfügt, wird
zentraler Gegenstand der Konkurrenz zwischen
Regierungspartei und Opposition sein.
3. Das wohl wichtigste Feld der Auseinanderset-
zung werden die Organisationen sozialer Interessen-
vertretung sein. Das bestehende Modell parastaatli-
cher Interessenvertretung wird nicht über weitere
sechs Jahre aufrechterhalten werden können. Die
Diadochenkämpfe, die zu erwarten sind, wenn sich
die Schlüsselfigur des parastaatlichen Gewerk-
schaftswesens, der hochbetagte CTM-Führer Fidel
Veläzquez, von der politischen Bühne zurückzieht,
werden im Spannungsfeld zwischen PRI und Oppo-
sition stattfinden. Salinas de Gortari könnte die
Symbiose zwischen PRI und Massenorganisationen

zur Disposition stellen — um seine innerparteili-
chen Gegner auszuschalten und um sein Modemi-
sierungsprojekt von den archaischen Elementen des
mexikanischen Korporatismus zu befreien. Unab-
hängige Organisationen sozialer Interessenvertre-
tung aber wären ein natürlicher Bündnispartner der
Opposition.
Ob die Wahlen vom 6. Juli 1988 wirklich ein Wen-
depunkt der Demokratisierung des politischen Sy-
stems waren, kann gegenwärtig nur spekulativ be-
antwortet werden. Die beiden größten Gefahren
für die Demokratisierung sind derzeit wohl das
mögliche Zusammenschmelzen der Opposition un-
ter den attraktiven Kooptationsangeboten der Re-
gierung und die Aktivitäten schwer zu kontrollie-
render Repressionskräfte, die jederzeit eine Eska-
lation der Auseinandersetzungen herbeiführen
können. Die Ermordung des Wahlkampfleiters der
FDN kurz vor den Wahlen zeigt, welche Bedrohung
von den im Auftrag unbekannter Hintermänner
handelnden paramilitärischen und parapolizeili-
chen Kräften ausgeht. Doch trotz dieser Gefahren
geben die Ergebnisse der Wahlen Anlaß zur Hoff-
nung: Ein erstarrtes politisches Regime ist in Bewe-
gung geraten; nichts wird mehr so sein wie vor dem
6. Juli 1988.



Dieter Nohlen/Harald Barrios: Redemokratisierung in Südamerika
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/89, S. 3—25

Im vorliegenden Beitrag geht es um einen Überblick über die Entwicklung der Demokratie in Südamerika.
Es werden jene Länder betrachtet, denen im zurückliegenden Jahrzehnt der Übergang von autoritären
Herrschaftsformen zur Demokratie gelang, d. h. Argentinien. Bolivien. Brasilien. Ecuador, Peru und
Uruguay. Im ersten Teil wird der Ablauf der Redemokratisierungsprozesse in den genannten Ländern
dargestellt. Damit wird der in vergleichenden Studien zur Redemokratisierung betonten Überlegung
Rechnung getragen, daß die Art und Weise des Übergangs zur Demokratie von Bedeutung ist für die
weitere Demokratieentwicklung, insbesondere für die Konsolidierungsfrage. Im zweiten Teil des Beitrags
werden politische Strukturfragen angesprochen: die Institutionenordnung, Parteien. Parteiensysteme, die
politischen Kräfte (u. a. das Militär) und deren Wandel, um die Entwicklung der Demokratie und ihre
Konsolidierungschancen beurteilen zu können. Die gleiche Fragestellung liegt auch der anschließenden
Betrachtung der Wirtschaftspolitik der einzelnen Länder zugrunde. Schließlich werden in den Schlußüber-
legungen einige grundsätzliche Gefährdungen der Demokratie in Südamerika erörtert.

Heinrich-W. Krumwiede/Detlef Nolte: Probleme und Aussichten der Demokratisierung:
Chile und Nicaragua in vergleichender Perspektive
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/89, S. 26—49

In Chile erwies sich der Traum der Opposition, das Militärregime stürzen zu können, als illusorisch. Auch
ließen sich die Militärs von außen keine authentische Demokratisierung aufzwingen. In der Opposition
setzte sich schließlich eine Strategie durch, die Druckausübung mit Verhandlungsbereitschaft kombiniert.
Im Plebiszit gelang es, das Regime nach seinen eigenen Spielregeln zu schlagen. Auch von vielen Gegnern
der linksorientierten Allende-Regierung (1970—1973), die den Putsch der Militärs begrüßt hatten, wurde
das Regime nur als Diktatur auf Zeit, die bald demokratischen Verhältnissen Platz machen sollte, gutge-
heißen. Mit dem Plebiszit erhofften die Militärs, die Zustimmung zu einer von ihnen vor der Linken
„geschützten Demokratie“ erlangen zu können. Der Prozeß der Redemokratisierung in Chile dürfte irre-
versibel sein. Denn im Plebiszit erlitt mit Pinochet das von ihm geprägte Regime und seine Pläne einer
„geschützten Demokratie“ eine Niederlage. Für die Militärs ist eine authentische Demokratisierung letzt-
lich erträglich, weil gemäßigte, kompromißbereite Kräfte innerhalb der Opposition dominieren und aller
Voraussicht nach die nächsten Wahlen gewinnen werden.

In Nicaragua wurde das Somoza-Regime revolutionär gestürzt, weil Somoza den Demokratisierungsfor-
derungen der gemäßigten Opposition hartnäckigen Widerstand entgegensetzte und somit die Sandinisten
Gelegenheit erhielten, erfolgreich die Rolle einer demokratisch-sozialreformistischen Ersatz-Opposition
spielen zu können. Der von den USA unterstützte Versuch der Contras. das sandinistische Regime zu
stürzen, ist eindeutig gescheitert. Eine an Demokratienormen orientierte Analyse des sandinistischen
Regimes — sie ist wegen der Kriegssituation problematisch — fällt ambivalent aus: Es etablierte sich ein
linkes Hegemonialparteiensystem, das einen begrenzten Pluralismus respektiert. Selbst wenn man den
Sandinisten einen ideologischen Marxismus-Leninismus unterstellt, können die Aussichten für Fortschritte
im Demokratisierungsprozeß Nicaraguas als günstig gelten. Angesichts der mangelnden Risiko- und finan-
ziellen Unterstützungsbereitschaft der UdSSR sind die Sandinisten auf eine Integration des Landes in die
westliche Weltwirtschaft und auf westliche Wirtschaftshilfe angewiesen. Dementsprechend müssen sie ge-
genüber Demokratieerwartungen aufgeschlossen sein.

Chile und Nicaragua sind sehr unterschiedliche Länder, auch wenn sie beide Teil einer Region, Latein-
amerikas, sind. Ein Vergleich, der nach den Perspektiven der Demokratisierung fragt, ist aber schon
insofern sinnvoll, als er deutlich macht, daß in Lateinamerika ein Regimesturz nur im Ausnahmefall Erfolg
verspricht, die Demokratie als Staatsform auch für relevante antidemokratische oder ambivalent demo-
kratische politische Kräfte akzeptabel sein muß und quasi-demokratische Spielregeln von der Opposition
zugunsten einer weitergehenden Demokratisierung genutzt werden können.
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Allgemeine Wahlen als Form der Auswahl der Regierenden hatten in Mexiko in der Vergangenheit eine
untergeordnete Bedeutung — und doch werden die Bruchstellen der politischen Entwicklung Mexikos
durch Wahlen bzw. die Auseinandersetzung um Wahlen und ihre Ergebnisse bestimmt. Dies gilt für die 
Präsidentenwahlen 1910, die zum Auslöser der ersten großen Revolution des 20. Jahrhunderts wurden,
ebenso wie für die Präsidentenwahlen 1940, in denen über die Grundlagen des politischen Systems Mexikos
entschieden wurde.
Die Präsidenten- und Parlamentswahlen vom Juli 1988 markieren eine weitere Bruchstelle der politischen
Entwicklung: Der Präsidentschaftskandidat der Staatspartei PRI. Carlos Salinas de Gortari, konnte mit
50 Prozent der abgegebenen Stimmen — ein Ergebnis, das von der Opposition angefochten wird — die 
Mehrheit für den PRI gerade noch halten, aber er erzielte das niedrigste Wahlergebnis eines Präsidenten
seit der Unabhängigkeit des Landes. Die Bedeutung dieses Einschnitts wird sichtbar, wenn die Struktur des
politischen Systems — gekennzeichnet durch die enge Verklammerung von Staatspartei und parastaatli-
chen gewerkschaftlichen Massenorganisationen, die im Rahmen einer sozial legitimierten korporativen
Politikbildung auch Mehrheiten bei allgemeinen Wahlen zu garantieren schien — in die Betrachtung ein-
bezogen wird.
Der Einbruch oppositioneller Kräfte war nur möglich, weil sich schleichende Erosionstendenzen des poli-
tischen Systems in den sechs Regierungsjahren des Präsidenten Miguel De la Madrid (1982—1988) dra-
matisch beschleunigt hatten. Hierzu gehören der Kontrollverlust des Staates über die von einer schweren
Krise getroffene Wirtschaft, die zunehmende Technokratisierung der Politik, der relative Bedeutungsver-
lust der parastaatlichen Gewerkschaften und die Aushöhlung des Präsidentenamtes. Die Unzufriedenheit,
die sich in den letzten sechs Jahren akkumuliert hatte, wurde jedoch nicht von der konservativen Oppo-
sition ausgenutzt, sondern von einem erst in jüngster Zeit geschlossenen Linksbündnis. Dieses Bündnis
erhielt offiziell 31 Prozent der Stimmen — gegenüber 17 Prozent der konservativen Oppositionspartei
PAN.

Carlos Salinas de Gortari ist der erste Präsident Mexikos, der mit einer starken Opposition und damit auch
der Möglichkeit konfrontiert ist. daß die Staatspartei ihr Monopol auf die Regierungs- und Staatsgewalt
verlieren könnte. Wichtigste Felder der Auseinandersetzung zwischen Regierung und Opposition werden
in den nächsten Jahren das Parlament sein, die staatlichen und kommunalen Wahlen sowie die gewerk-
schaftlichen Massenorganisationen, die nun in das Spannungsfeld zwischen Regierungspartei und Oppo-
sition geraten sind.


